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1. Beratung 

1.1. Ei n le itu ng 

Die mit dem Jahresbericht 2000 erstmals  neu gestaltete statistische Darste l lung er­

möglicht n u n  einen genaueren Einb lick in  die Arbeit der Anwaltschaft für G leichbe­

hand lungsfragen. 

Seit 1 99 1  enthielt die jährliche Beratu ngsstatistik die I nformation, wie viele Personen 

im Berichtsjahr  erstmals mit der Anwaltschaft Kontakt aufgenommen haben.  

Diese Darste l lung hatte den Vorteil der  Einfachheit, aber den Nachtei l, dass ein we­

sentlicher Teil der Arbeit, die längerfristige Beratung und Unterstützung von Frauen 

(und Männern), die sich gegen eine benachteiligende Ung leichbehand lung gegen­

über dem anderen Gesch lecht mit den Mittel n  des Gleichbehand lungsgesetzes zur 

Wehr setzen wol len, in den Zah len nicht zum Ausdruck kam .  

Darüber hinaus werden bei vielen längerfristigen Beratungen mehrere Tatbestände 

des Gleichbehand lungsgesetzes angesprochen, z. B .  neben einer Aufstiegsdiskrimi­

nierung eine Diskriminierung bei der Aus- und Weiterb i ldung bzw. in der Folge die 

Kündigung der Betroffenen. 

Aus der bis 1 999 dafür verwendeten statistischen Bezeichnung "Mehrfachdiskrimi­

nierung" war der inha ltliche Prob lemschwerpunkt nicht ersichtlich. 

Beratungen 

Die statistische Darste l lung von "Beratungen" stel l t  nun den Verlauf der Bera­

tungstätigkeit der Anwaltschaft in den Vordergrund. 

Ausgangspu nkt ist das Thema einer Beratung. Gezählt werden persönliche 

Gespräche, Telefonate, schriftliche Korrespondenz, Interventionen im Betrieb, 

Verhandlungen und Vermittlungsgespräche im Betrieb, Kontakte mit Anwälten 
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und Anwältinnen, gemeinsame Gespräche mit Expertinnen in den Interessen­

vertretungen usw. bis h in  zur begleitenden Beratu ng wäh rend e ines Verfahrens vor 

der Gle ichbehand lungskommission und nötigenfalls a uch danach . 

Eine geri nge Unschärfe in  der Wiedergabe der Problemlagen lässt s ich a uch in  d ie­

ser Darste l lung n icht vermeiden: 

Diskrim in ieru ngstatbestände,  d ie n icht Schwerpunkt e iner Beratung s ind , aber auch 

eine Rolle sp ielen, werden statistisch n icht abgeb i ldet .  

Meist trifft das auf d ie Tatbestä nde "Benachte ilig ung bei Massnahmen der Aus- und 

Weiterb i ldung auf betriebl icher Ebene" u nd "Beend igung des Arbe itsverhältn isses" 

zu, letzteres vor al lem im Zusammenhang m it dem Tatbestand der  sexuellen Be läs­

tigung am Arbe itsplatz. 

Diese U nschärfe wird zug unsten der insgesamt doch vie l  g rössere n  Genau igkeit i n  

Kauf genom men . 

Neue Beratungsfälle 

Aus G ründen der Verg leichbarkeit mit den b isherigen Jahresberichten werd e n  dar­

über h inaus neue Beratungsfälle im jeweiligen Berichtsjahr weiterh in  gesondert 

gezä hlt .  

Zusätzlich wird bei der Zählung neuer Beratungsfä l le die regionale Verteilung be­

rücksichtigt und statisti sch wiedergegeben .  
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1 .2. Beratungen 2001  

0 Gleich behand I u ngsgesetz 5760 

0 Arbeitsrecht 46 

0 Sozialversicheru ngsrecht 27 

0 Sonstige Gleichbehandlungsfragen 421 

Gesamt 6254 

Sonstige 

Gleichbehandlungs­

fragen 

Arbeits-/Sozial­

versicherungsrecht 

1% 

9% 

Gleichbehandlungs­

gesetz 

90% 
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1.2.1 Beratu ngen 200 1  nach Tatbeständen des G leich behand­

l ungsgesetzes 

Information zum Gleichbehand lungsgesetz (Tatbestände, 

Rechtsfolgen , Unterstützungsmögl ichkeiten) 

Diskriminierung bei der Begründung des Arbeitsverhältnisses 

Diskriminierung bei der Festsetzung des Entgelts 

Diskriminierung bei der Gewährung fre iwi l l iger Sozial le istungen 

Diskriminierung bei Maßnahmen der Aus- u. Weiterb i ld ung 

Diskrimin ierung beim berufl ichen Aufstieg, insbesondere 

bei der  Beförderung 

Diskriminierung bei den sonstigen Arbeitsbed ingungen 

D iskriminierung be i der Beend igung des Arbeitsverhältnisses 

Gebot der geschlechtsneutralen Stellenausschreibung (§ 2 c) 

Diskriminierung d u rch sprachl iche Ungleichbehandlung 

D iskriminierung d u rch sexue l le Beläst igung 

Gesamt 

Information über das 

GieichbG 
21% 

Belästigung 
43% 

§ 2c 
Sprache 

AusIWeiterbildung 

1 % 

Begründung 
1% 

Beendigung 
7% 

Beförderung 
11% 

'_Entgelt 
16% 

bedingungen 
7% 

1520 

359 

866 

58 

618 

598 

397 

60 

101 

1183 

5760 
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1 .3. Neue Beratungsfä l le  2001  

o Gleichbehand lungsgesetz 

o Arbeitsrecht 

o Sozialversicherungsrecht 

o Sonstige G leichbehand lungsfragen 

Gesamt 

Arbeits/Sozial­

versicherungsrecht 

4% 

Sonstige 

Gleichbehand-

8 

Gleichbehandlungs­

gesetz 

1264 

38 

8 

238 

1 548 
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1 .3. 1 .  

0 Wien 

0 N iederösterreich 

0 Oberösterreich 

0 Salzburg 

0 Tiro l  

0 Vorarl berg 

0 Kärnten 

0 Steiermark 

0 Burgenland 

0 Ausland 

Gesamt 

Steiermark 
29% 

Karnten 
4% 

i 
vorarlberg_

' 

3% 

9 

Neue Beratu ngsfä l le  2001  nach Bu ndesländern 

Burgenland 
Ausland 

lirol 
11% 

Salzburg Oberösterreich 

1% 3% 

4% 

Wien 
42% 

660 

62 

39 

22 

174 

45 

67 

444 

8 

27 

1 548 
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1 .3.2. 

Frauen 

Männer 

Gesamt 

Frauen 

Männer 

10 

Neue Beratungsfäl le 2001 von Frauen und Män nern 

i n  eigener Sache 

o 200 400 600 800 

i n  e igener S he 

n icht in eigener Sache 

1160 

388 

1 548 

n icht in  eigener Sache 

1000 1200 1400 

=75% 
aller neuen 
Beratungsfälle, 
davon 42% in 
eigener Sache 

=25% 
aller neuen 
Beratungsfälle, 
davon 24% in 
eigener Sache 
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1 .4.  Beratu ngsprozess 

Kontaktaufnahme durch Personen, d ie 
sich im Sinne des 

Gleichbehand lungsgesetzes 
d iskrimin iert fühlen 

telefonisch/ schriftl ich/ persönl ich 

Erstgespräch (persön l ich) 
Sachverhaltsaufnahme 

Bedürfnis- u. Zielanalyse 

" 

Erste l lung eines ind iv idue l len 
Beratungs- u . Betreuungsplanes 

Entscheid ung über d ie weitere 
Vorgangsweise entspechend 

den Wünschen der Person, d ie 
beraten wird 

f 

I I ntervention erwünscht J / I ntervention n icht erwünscht I 

I Absch luss des Beratungs- I prozesses 

• " J 
Kontaktaufnahme Unterstützung bei Befassung der Gleichbehand-

im Betrieb selbständ igen lungsko mm ission 
Intervention bei I n itiativen zur (GBK) 
Arbeitgeberln Konfl ikt lösung/ 

Problem lösung 

I I 
" 

Abschluss des Beratungs-
prozesses 
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2. Themenschwerpunkte in der Beratung 2001 

2.1. Tendenzen 

Der bereits im Jahre 2000 erkennbare Trend hat sich verstärkt, dass Frauen es 

selbst in d ie Hand nehmen wo l len ,  ihre Benachteilung im Betrieb anzusprechen und 

gegenüber Arbeitgeberi n nen und Vorgesetzten für eine Verbesserung zu kämpfen.  

Daher wird die präzise rechtl iche Abklärung der konkreten Arbeitsplatzsituation im­

mer wichtiger, ebenso das W issen über häufig vorgebrachte Gegenargumente und 

wie darauf am stichhaltigsten repliziert werden kann. Auch Coach ing und das Erar­

beiten einer ind ivid uel len Verhand lungsstrategie - abhängig vom jewei l igen konkre­

ten betriebl ichen U mfeld - bi lden zunehmend einen wichtigen Teil der Beratungstä­

tigkeit für selbst aktiv werdende Beschwerdeführerinnen. 

Erstmals haben sich Richterinnen an die Anwaltschaft für Gleichbehand lungsfragen 

gewandt, um in bei ihnen anhängigen Fäl len den Spielraum für Verg leichsabsch lüs­

se auszuloten .  In a l len Fä l len konnte auf diesem Wege eine für d ie betroffenen 

Frauen zufriedenstel lende Lösung gefunden werden . 

Nach wie vor schwerwiegend sind d ie Benachtei ligungen, denen Frauen bei Bewer­

bungsgesprächen ausgesetzt s ind .  H ier ist keinerlei Verbesserung festzuste l len, im 

Gegente i l: Fragen nach Schwangerschaft und Fami lienplanung s ind nach wie vor an 

der Tagesordnung; es wird aber zunehmend auch nach der berufl ichen Position des 

Partners und seinem Einkom men gefragt. Es ist zu befürchten ,  dass Frauen Gefahr  

laufen, nicht aufgenommen zu werden, wenn ih r  Ehemann oder Lebensgefährte gut 

verdient, wei l  sie "es dann nicht so nötig haben", selbst ihr E inkom men zu sichern. 

Keine Veränderung ins Positive hat sich auch bei Ausgl iederungen bzw. Privatisie­

rungen von Betrieben gezeigt. Nach wie vor ist bei Ausgl iederungen d ie Frage, wei­

cher gleichbehand lungsrechtl iche Standard in  Zukunft auf d ie Beschäftigten anzu­

wenden sein wird , kein Thema. Fast a l le Ausgl iederungsgesetze treffen dazu keine 
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1 3  

Aussage und führen damit zu gro ßer Unsicherheit bei  den Betroffenen und den  

Rechtsanwenderi nnen .  Die Anwaltschaft für G leichbehandlungsfragen hat ihre Zu­

sammenarbeit mit I nteressenvertretungen ,  aber auch mit Vertreteri nnen ausgl ie­

dernder Gemeinden verstärkt, um im Vorfeld auf d ie  Prob lematik aufmerksam zu 

machen, aber auch, um in kon kreten Anlassfä llen  möglichst rasch das tatsächl ich 

anwend bare Gesetz eruieren und d ie Ratsuchenden bestmög l ich unterstützen zu 

kön nen .  

Gehäuft haben sich Beratu ngsfä l le  von Frauen, d ie  als Töchter in  U nternehmen ihrer  

E ltern einsteigen ,  wobei aber Brüder bzw.  Söhne d ie Le itung der Betriebe überneh­

men.  Die Frauen werden zu Angeste llten ihrer B rüder, d ie  d iese famil iäre S ituatio n  

oft ausnutze n :  Entweder werden d ie Frauen z u  u ntergeord neten H ilfsd iensten he­

rangezogen, d ie d ie Männer als selbstverständlich für das "Famil ienunternehmen" 

erachten, oder s ie üben zwar Agenden e iner Geschäftsführerin aus ,  ohne aber dafür 

bezahlt zu bekommen bzw. sich offizie l l  m it d iesem Tite l bezeichnen lassen zu dür­

fen .  Für d ie F rauen ist d iese S ituation oft extrem erniedrigend , da  sie erkennen müs­

sen ,  dass ihre fachl ichen Fähigkeiten von den e igenen Angehörigen n icht wah rge­

nommen werden und sie von vornhere in  vom Fami l ienverband n icht für d iese lben 

Positionen im Unternehmen vorgesehen s ind wie d ie Männer ihrer  Generation .  

D ie  deta i l l i e rte Schi lderung von Beratungen ist im geso nderten Praxistei l  d ieses Be­

richts zu finden .  

Auch b isher  wurden  dabei n icht a l le  Beratungen geschi ldert ,  es erschien den Bera-

terinnen aber doch \\fcsent!ich, die Beeinträchtigung der Arbeitssituation von Frau-

en auch durch d ie  W iederho lung oft sehr  ähnl icher Benachteiligu ngen deutl ich wer­

den zu lassen .  

Da d ie Zahl neuer Beratungsfä l le (auch auf G rund der E inrichtung neuer Reg iona lbü­

ros ) stark ansteigt, wi rd ,  um den Praxiste i l  n icht zu umfangreich werden zu lassen, i n  

Hi nkunft der Schwerpunkt auf  der  Darste l l ung von  "Präzed enzberatungen" l iegen .  
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2.2 .  Beratung der Anwaltschaft für Gle ich behandlu ngsfragen ü ber 

Frauenförderu ngsmaßnahmen und  G leichste I lu ngsmanage­

ment fü r Betriebe 

Das Thema G leichste l lung wird i n  U nternehmen i n  den  letzten Jahren  quasi  p räven­

tiv - d . h .  bevor es  zu e iner Beschwerde kommt - verstärkt d iskutiert .  Die Anwa lt­

schaft fü r G leichbehand lu ngsfragen wird bei d iesen Diskussionen zu r Beratung bzw. 

U nterstützung hera ngezogen und in i nnerbetriebl iche Implementierungsvorgänge 

involviert :  

• Zur  Formul ierung von Argumenten des Betriebrats für Verhand lungen m it der  Ge­

schäftsführung zur E inführung von Vereinbarkeitsmaßnahmen .  

• Zur  U nterstützu ng von engagierten Frauen , d ie i n  ihrem Unterne hmen e ine Fra u­

en- bzw. Genderbea uftragte i nsta l l ieren wol le n ,  aber n icht wissen wo, wen und vor 

a l lem wie. 

• Es wenden sich Projektleiteri nnen an  d ie Anwaltschaft für G leichbehand l ungsfra­

gen ,  d ie im Rahmen eines Bewerbes,  eines Aud its etc . (oft mit dem Zie l  e iner  Zer­

tifizierung) Fragen bezüg l ich der  Umsetzung von Vorgaben haben . 

• Mitarbeiteri nnen  von Perso nalabte i lungen suchen H ilfestel lung be i  der  Ü bera rbei­

tung ihrer Ausschre ibungsverfahren  oder der  gend ergerechten Gestaltung der  Kri­

terien für sogenannte Karriere- oder Nachwuchskräftepools . 

• Die Anwaltschaft für G le ichbeha nd lungsfragen wird auch zu Rate gezogen, wen n  

z. B .  österreichische N iederlassungen von Konzernen mit höheren Standard s  h in­

s ichtl ich Frauenförderung und G leichstel lungsma nagement an  d ieses Nivea u  an­

gegl ichen werd e n  müssen .  

• Die Anwaltschaft für G le ichbehand lungsfragen  hat durch d ie i ntensive Beratungs­

arbeit im Bere ich sexuel ler  Belästigung am Arbeitsplatz grosse Erfahrung mit  Vor­

kommen ,  Reaktionen der  Betei l igten und Ko l leg i nnen sowie Strategien zur G e­

ge nwehr gesammelt. Erfreul icherweise wird a uch gerade zu d iesem Thema immer 

öfter aus Betrieben, vo r a l lem von Betriebsratsse ite , der  Wu nsch nach vorbeu­

genden Maßnahmen laut. Auf d ie Erfahrungen der Anwaltschaft für G le ichbe­

handlungsfragen wi rd dann  gerne zurückgeg riffen ,  wen n  es da rum geht,  das 

Thema erstmals im Rahmen von I nformationsveranstaltungen den M itarbe iterl n-
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1 5  

nen näher zu b ringen oder z. B .  neu eingesetzte Kontaktpersonen entsprechend 

zu schulen . Ein wichtiger Baustein im Rahmen von Präventivma ßnahmen ist auch 

d ie Fortbild ung von Führungs kräften h i nsichtl ich ihrer Mögl ichkeiten zur Verhinde­

rung bzw. Problembearbeitung bei sexueller Belästigung am Arbeitsplatz. 

Ausgehend von d iesen seh r  untersch iedl ichen an d ie Anwaltschaft für Gle ichbehand­

lungsfragen hera ngetragenen Anfragen bezügl ich Maßnahmen der Frauenfö rderung 

oder des Gleichstellungsmanagements hat d ie Anwaltschaft nun  begonnen ,  ihr kon­

kretes Beratungsangebot zu d iesen Themen zu überarbeiten und neue Angebote zu 

entwickeln .  

I nnerhalb des gesetzlichen Kompetenzbereichs der Anwaltschaft werden sä mtliche 

Beratungsmögl ichkeiten erfasst, nach Themen und Zielgru ppen geord net, Unterla­

gen für Vorträge sowie I nformat ionsmaterial für U nternehmen erstel lt u nd fü r 

Spezialthemen Workshopdesigns kreiert (Gleichstellungsargumentation ,  

Betriebsanalyse , Recru iting , Karriereplanung ,  Entgelt, sexuelle Belästig ung,  

Implementierung von innerbetrieblichen Gleichstellungse inrichtunge n ,  L ife- Balance, 

Gleichstellungspläne ) . 

Die Überarbeitung von Beratungsangeboten samt U nterlagen fü r Schulungen und 

Workshops der Anwaltschaft für Gle ichbehandlungsfragen wird im Lauf des Jahres 

2002 abgeschlossen werden .  
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3. Das wichtigste aus den Tätigkeitsbereichen 

Kooperation, Information, Bewusstseinsbildung und 

Öffentlichkeitsarbeit 

3. 1 .  I nformation, Bewusstsei nsbi ldung. Öffentl ich keitsarbeit 

Einen Schwerpunkt b i ldeten im Berichtsjahr Schu lungen für die beiden I nteressen­

vertretu ngen der Arbeitnehmerinnen,  gleichzeitig wichtigste Koo perationspartneri n­

nen der Anwaltschaft für G leichbehand lungsfragen bei ihren Bemühungen,  die Sen­

sibi lis ierung betreffend Diskrimin ieru ngen von Frauen im Berufs leben voranzutrei­

ben .  

Insbesondere haben die Arbe iterkammern i m  Rah men des Akt ionsprogramms AK­

p lus eine Vielzah l  von Vera nstaltu ngen zu G leichbehand lungsthemen abgeha lten, 

bei d enen d ie  Expertinnen der  Anwaltschaft ihre Erfahrung und Expertise zur Verfü­

gung gestel lt haben.  

Geschu lt wurden beispielsweise Referent i nnen der Abtei lung Rechtsschutz, Rechts­

referent i nnen der Bezirksstel len u nd Abtei lungsleiteri nnen von Länderkammern so­

wie Student i nnen an der Sozia lakademie der  Bu ndesarbeitskammer. 

I m  Bereich d es Österreichischen Gewerkschaftsbundes konzentrierten sich d ie 

Schu lungen im Berichtsjahr  auf Mitgl ieder der Frauenausschüsse von Landesexeku­

t iven des ÖGB,  Abendschü ler innen an Gewerkschaftsschu le n, Te i lnehmer innen an 

arbeitsrechtlichen Tagesseminaren sowie für Sekretäre und Sekretärinnen.  

E in spezie l les Schu lungsangebot gab es für Lehreri nnen im Rah men der Lehrer in­

nenfortbi ld ung der  Bundesarbeitskam mer. 

Auch mit den Frauenbild ungsei nrichtungen ,  die im Auftrag des Arbeitsmarktservice 

speziel le  Bil dungsangebote für Frauen und Mädchen machen ,  besteht eine enge 

Kooperation .  I nsbesondere die I nformationseinheiten über das Gle ichbehand lungs­

gesetz im Rahmen vo n Wiedereingliederungsmassnahmen für Wiedereinsteigerin-
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nen werden als äusserst positiver Anstoss gesehen, sich a ls  Frau die e igenen Rech­

te und Ansprüche im Erwerbsleben besser bewusst zu machen .  

Insgesamt wurden bei 93 Terminen 2095 Personen geschu lt. 

Die häufigsten E in ladungen erfolgen nach wie vor m it dem W unsch nach I nformatio­

nen über das G leichbehand lungsgesetz selbst u nd seine Anwendungsmög l ichkeiten .  

Darüber h inaus standen zwe i der woh l  schwerwiegendsten Beei nträchtigungen in­

ha lt l ich im Vordergrund , mit  denen Frauen im Erwerbsleben nach wie vor konfrontiert 

sind : 

E inkommensdiskrimin ierung und sexuel le Übergriffe am Arbeitsplatz.  

Workshops zum Problem Diskrimin ierung d urch sexuel le Be lästigung haben zuneh­

mend auch präventiven Charakter . Es setzen sich a lso Persona lverantwortl i che und 

Arbeitnehmerinnenvertretungen mit der Frage auseinander, wie e in  betrieb l iches 

K l ima erzeugt und verstärkt werden kann ,  in  dem Ü bergriffe seltener werde n .  

Die Frauenabte i l ung der Bundesgeschäftsste l le d e s  Arbeitsmarktservice beispie ls­

weise hat d ie Anwaltschaft u m  U nterstützung bei der Erarbeitung interner Richtl in ien 

gebeten ,  mit deren H i lfe den Berater innen des Arbeitsmarktservice H i lfeste l lung 

beim Umgang mit Unternehmen gegeben wird , aus denen Beschwerden wegen se­

xuel ler Übergriffe bekannt geworden sind. 

8e: den Diskussionen zu Fragen der Einkommensd iskr imin ierung stand e inerseits 

d ie sich n icht und n icht schl iessende E inkommensschere zwischen Fra uen und 

Männern und andererseits d ie  Diskussion ü ber Diskriminierung durch u nterschied l i ­

che Bewertung der Tätigke iten von Frauen u nd vo n Männern im Vordergrund .  Dieser 

Frage war das Projekt OABO (Oiskr imin ierungsfreie Arbeitsbewertung u nd -organ i­

sation)  des Bundesmin ister iums für Wirtschaft und Arbeit gewidmet, das d urch e ine 

kontinuierl iche Arbeitsgruppe,  der d ie Anwa ltschaft angehört hat, begle itet u nd E nd e  

2001 abgeschlossen wurde (siehe auch 3 . 2 . ) .  

Auch d ie Anfragen von Med ien haben sich im Berichtsjahr stark auf E inkommensfra­

gen konzentriert , led ig l ich zum Internationalen Frauentag standen auch Karrierewün­

sche von Frauen a uf der med ialen Tagesord nung .  
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Einige Beispiele von Veranstaltungen 

• "Lieber g leich berechtigt a ls  später - Gleichbehandl ung in Österreich und 

Deutsch land,  Fra uentagung des ÖG B  Oberösterreich ; 

• "The I mplementation of Equality Legis lation through Institutions - based o n  the 

Models of Ire land a nd Austria
"
, veransta ltet vom U ngarischen Ministerium für Fa­

mi lie und Soziales;  

• "G leicher Loh n  für g leichwertige Arbeit
", Fachtag ung des Projekts DABO,  veran­

sta ltet vom Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit; 

• "Wie kom mt d er Stein ins Ro l len"  - Ansätze betrieblicher Fra uenförderung ,  veran­

staltet vom B F I/B BRZ O berösterreich; 

• "Wir sehen die Schwa l ben - wo b leibt der Sommer" , veranstaltet von der G PA 

Oberösterreich ; 

• "Chanceng leich heit von Männern und Frauen" - Gleichste l l ung versus Gender 

Mainstreaming,  veransta ltet von der Otto Möbes Schule Graz; 

• "Wo ist die M arie?" Fachtagung an lässlich des I nternationa len Frauentages,  ver­

ansta ltet vom Foru m  Neuhofen an der Krems; 

• "Mentoring und Networking", Fachtag ung, veranstaltet von der Bundesgeschäfts­

stel le des Arbeitsmarktservice; 

• "Vereinbarkeit vom Beruf und Familie" - I mpulsabend , veranstaltet vom Katholi­

schen Familienverband und der Diözese I n nsbruck; 

• "Wenn Arbeit krank macht" - Sexuel le Belästigung ,  Mobbing und Stress a m  

Arbeitsplatz, veransta ltet vom Frauenreferat der Vorarlberger Landesregieru ng, 

der Arbeiterkammer Vorar lberg und dem Frauenreferat des Österreichischen 

Gewerkschaftsbundes Vorar lberg; 

• "G leichbehand lung nörd lich des B renners" - Fra uenfragen sind auch Män nerfra­

gen - Männerfragen sind auch Frauenfragen ,  I nternationaler Frauentag , veran­

staltet vom Komitee für Chancengleichheit des Sanitätsbetriebes Bruneck u nd 

Komitee für Chanceng leichheit der Gemeinde Bru neck / Südtirol; 

• "Der österreichische Weg der G leichbehand lung im Beruf', Vereinsversam m lung 

des Vereins Pro FRI  - Schweizerisches Feministisches Rechtsinstitut, Bern; 

• "Sie sorgen für a l le  - wer sorgt für sie?"
, Frauen im Tourismus, veranstaltet von 

der Frauenkommissio n  der Diözese I nnsbruck; 
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• I nternationale "Women's Conference on Nat ional Gender Action P lan 2002/03 

and CEDAW Reporting" , in  Ceti nje/Montenegro; 

• "Frauenförderung - Hochschu lreform
" Frauenforschung an der Un iversität, veran­

sta ltet von der Koord inationsstelle für Frauenforschu ng und Fra uenstud ien Graz ; 

• "Gender Kompetenz", veransta ltet vom Frauenservice in  Graz; 

Von e iner Fachgruppe der Wiener Wirtschaftskam mer wurde die Anwaltschaft für 

G leichbehandl ungsfragen eingeladen, an einer Initiative zur Förderung von Väter­

karenz mitzuarbeiten. Die Arbeitsgruppe hatte das Zie l ,  vor a l lem für U nterneh­

mensberater i nnen das Thema soweit aufzubereiten ,  dass d iese im Zusammenhang 

mit der innerbetriebl ichen Beratu ng konkret auf Mögl ichke iten vo n Väterkarenz h in­

we ise n und bei  Konfl ikten Unterstützung anbieten kö nnen .  

Aufgrund vie ler Anfragen und aufgrund von zah lre ichen , emotional geführten D is­

kussionen bezüg l ich einer geschlechtergerechten S prache haben d ie Expertinnen 

der Anwaltschaft den E indruck gewonnen,  dass vielen Frauen und Män nern n icht 

bewusst ist, in welch hohen Maße Sprachformen d ie Vorstel l ungen über beschr iebe­

ne Personen beeinflussen und daher d ie  aussch l ießl iche Verwendung von gramma­

tika l i sch maskul inen Personenbezeichnungen G le ichstellungsbestrebungen ko nter­

kariert. Die Anwaltschaft hat sich daher entsch iede n ,  e inen Leitfaden für gesch lech­

tergerechte Sprache zu entwicke ln .  D ieser sol l  unter dem Titel Geschlechterge­

rechter Sprachgebrauch im Unternehmen - Leitfaden für Arbeitgeberinnen 

speziel l  auf d ie  Anforderungen von Arbeitgeber i nnen ausgerichtet sein ,  d ie Unsi­

cherheiten bezüg lich der korrekten münd l ichen und schrift l ichen Ausdrucksweise im 

Arbeitsal ltag haben .  Im La ufe des Jahres 2002 wird der Leitfaden in Druck gehen 

und den Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern zur Verfüg ung stehen.  

Der Leitfaden umfasst Anle itungen für e ine geschlechtergerechte bzw. geschlechts­

neutra le Sprache bei Stel lena usschreibungen, Persona lfragebögen und Bewer­

bungsgesprächen ,  Dienstverträgen und Dienstzeugn issen und bei der Anred e vo n 

Mitarbe iter innen und Funktionsträger i nnen und unterstützt bei der Vermeidung von 

sexistischen Äußerungen im Betr iebsal ltag . 
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Ein Argument vieler Gegneri nnen der  Verwendung e iner geschlechtergerechten 

Sprache ist neben dem H i nweis auf Trad ition ,  (ohne Berücksichtigung dessen ,  dass 

Sprache kulture l le Vere inbarung u nd daher veränderbar  ist) ,  d ie Un lesbarkeit u nd -

s inn lose - Verlängerung von Sätzen .  Es zeigt sich aber, dass sich mit e in iger Ü bung 

sowoh l  in  der  schrift l ichen a ls  auch in der münd l ichen Kommunikation Formu l ierun­

gen finden lassen ,  d ie die Hör- u nd Lesbarkeit i n  keiner Weise negativ beeinflussen,  

sondern im Gegentei l  e inen erweiterten gedankl ichen E inbezug von Frauen bewi r­

ken. 

3.2 .  Einkommensdiskriminieru ng durch Arbeitsbewertung versus 

Arbeits bewertung als Weg zu diskriminieru ngsfreierer Entloh-

nung 

D ie G leichbehandlungsanwa ltschaft hat bereits in den e rsten Jahren ih rer Arbeit, 

1 992 und 1 993 ,  zwei Forschungsprojekte zu Fragen der  Bewertung weib l icher und 

männl icher Erwerbsarbeit i n it i iert und inhalt l ich beg leitet. 

Dies deshalb ,  wei l  von vornhere in  K larheit darüber bestand , dass mit den Mitte l n  des 

G leichbehandlungsrechts a l le in d ie viel schlechtere E inkommenssituation der  weib l i­

chen unse lbständ ig Beschäftigten n icht statistisch merkbar zu verändern sein würd e. 

D ie erste der beiden U ntersuchungen "Ana lytische Arbeitsbewertung und F rauen­

lohndiskrim in ierung im Betrieb" von Gertraud Diestie r  u nd Eve l in  Moser unter der  

Projektleitung von Eva Cyba hat s ich m it der  Frage auseinandergesetzt, welche Zu­

sammenhänge es zwischen der Anwendung von Arbeitsbewertungsinstrumenten 

und der Lohnd iskrim in ie rung  von Frauen auf innerbetrieb l icher Ebene g ibt bzw. ob  

und wie Arbeitsbewertungsverfah ren dazu geeignet sei n  könnten ,  d ie  d iskrim in ie ren­

de  Anwendu ng von Kol lektiwerträgen in der  betriebl ichen P raxis zu verh indern.  

Die zweite U ntersuchung , "Versteckte Diskriminierungen" , d ie Erika P i rcher und B i r­

g it Buchinger d u rchgefüh rt haben,  hatte frauenspezifische, versteckte Diskrimin ie-
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rungsprozesse in der betriebl ichen Praxis am Beispiel von drei Betr ieben im Bundes­

land Salzburg zum Untersuchungsgegenstand .  

Beide U ntersuchungen sind in der Schriftenreihe zur Frauenforschung der Frauen­

minister in erschienen (Band 2 und 3) ,  mittlerweile a l lerdings vergriffen .  

Kopien der pub lizierten Untersuchungen können über das Broschürentelefon des 

Bundesminister iums für soziale S icherheit und Generationen,  Telefon 0800/202074, 

kostenlos angefordert werden.  

Die noch Anfang der Neunzigerjahre vielfach bestehende Hoffnu ng ,  eine objektivere 

und da mit gerechtere Bewertung von we ib licher und männl icher Arbeit im Wege von 

analytischen Bewertungsverfahren zu erreichen, wurde insbesondere d urch d ie  erste 

der beiden wissenschaftlichen Arbeiten nachha ltig relativiert. 

Ohne d ie Erfül lung sehr vie ler inha ltlicher und organisatorischer Voraussetzungen,  

die mittlerwei le unter dem Stichwort "Gender I mpact Assessment" Bestandtei l  von 

Gender Mainstreaming-Strategien geworden sind , sind auch die ausgefe i ltesten ana­

lytischen Arbeitsbewertungsmethoden offen und anfä l l ig für die D iskriminierung 

weib licher Erwerbsarbeit . 

Damit ergab sich die W eiterentwicklung der schon existierenden zu d iskrimin ierungs­

freieren Arbeitsbewertungsinstrumenten sowie ihre Erprobung in d er Praxis als logi­

scher nächster Schritt: 

Das war Gegenstand des von der Frauengrundsatzabtei lung im B MWA d urchgeführ­

ten und von einer kontinu ierlichen Arbeitsgruppe ,  der die Anwaltschaft für G leichbe­

hand lungsfragen angehört hat, begleiteten Projekts "Diskr iminierungsfreie Arbeits-

bewertung und Arbeitsorganisation," 

Viel Entwicklungsarbeit für diskr imin ierungsfreiere I nstrumente zur Bewertung von 

Arbeitsp lätzen wurde in den letzten Jahren bereits in  der Schweiz und in  Grossbri­

tannien geleistet, dort vor a l lem vor dem Hintergrund von E ntgeltklagen von zah lrei­

chen weib lichen Bediensteten im (sehr breiten und vie le Berufe u mfassenden)  öf­

fentlichen Bereich. 

Nach intensiven Bemühungen konnten zwei österreichische U nternehmen gefunden 

werden ,  die bere it waren ,  sich durch praktische Anwendu ng d iskriminieru ngsfreierer 

Arbeitsbewertungsmode l le mit der Frage der Bewertung weib licher u nd männlicher 

Arbeit d irekt auseinanderzusetzen .  
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E ine Bank wol lte letzt l ich doch l ieber anonym ble iben,  d ie Volkshi lfe Oberösterreich 

tritt a ls  Mode l lbetrieb offen auf. 

Die Ergebn isse der  ausländ ischen Erfahrungen m it d iskrim in ierungsfre ieren Arbeits­

bewertungsverfahren, d ie Ana lysen in den beiden österreichischen Mode l lbetrieben 

sowie die U msetzungsabsichten der Vo l ksh i lfe Oberösterre ich s ind m itt lerwei le in 

dem Buch "Gle icher Lohn für g le ichwertige Arbeit - praktische Beispie le d i skrim in ie­

rungsfre ier  a n alyt ischer Arbe itsbewertung", Ra iner Hampp Verlag, München u nd Me­

ring 2002,  i m  Deta i l  nachzu lesen.  

Die Anwaltschaft für  G leichbehand lungsfragen hat  stets versucht, der oft und sogar 

im  Zusammenhang mit  der  Prämierung von Betrieben (a ls frauen- oder g le ichbe­

hand lungsfreund l ich)  geäußerten Meinung entgegenzuwirken ,  m it dem G rundsatz: 

"Für g le iche Arbeit bekommen bei  uns F rauen und Männer d asselbe Geld" se i  d ie 

Frage g le ichbehand lungskonformer Entlohnung abschl iessend posit iv zu beantwor­

ten. 

Selbst wenn g le icher Lohn für g leiche Arbeit gegeben ist - betrieb l iche Analysen zei­

gen immer wieder, dass auch der Begriff "gleich" eine gewisse Relativität entwickelt ,  

wenn es um d ie Arbeit von Frauen und Männern geht, - gara nt iert d ies keineswegs 

schon e ine d iskrim in ierungsfreie Entgeltstruktur. 

Die Ergebn isse des Projekts DABO und d ie ersten praktischen E rfahru ngen i n  

Österre ich, d ie a uch von der  Anwa ltschaft für G le ichbehandlungsfragen im  Rah­

men ihrer  Bewusstseinsa rbeit mögl ichst b reit bekannt gemacht werden, können 

hoffentiich zu bre itere m  vVissen darüber beitragen, dass es zu diskriminierungs-

fre ier Entlohnung weit g rösserer Anstreng ungen bedarf, a ls  den G rundsatz "glei­

cher Lohn für g le iche Arbeit" zu befolgen.  
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3.3. Gender Mainstreaming in Kol le ktivverträgen 

Offene, d i rekte Entgel td iskrim in ierung in  Ko l lektivverträgen ist in Österreich bere its 

im ersten Jahrzehnt der Geltung des G le ichbehand lu ngsgesetzes,  a lso in den Acht­

zigerjahren, behoben worden .  

Probleme mitte lbarer  D iskrim in ierung h ingegen s ind auch in der Zeit seit E inrich­

tung der Anwaltschaft für G le ichbehand lungsfragen Gegenstand von Beratungen ,  

vo n Verfahren vor der  G leichbehand lungskommission (s iehe z . B .  Gutachten der 

G leichbehand lungskommission GBK 92/1 997 gemäß § 5 G leichbehand lungsgesetz 

vom 3 . 1 1 . 1 998 betreffend d ie  mitte lbare D iskrimin ierung von Tei lzeitbeschäftigten 

in  Sparkassen und Banken) ,  und des direkten Antrags e iner Gewerkschaft beim 

Obersten Gerichtshof gemäss § 54/2 ASGG gewesen (9 ObA 801 /94) .  

Ko l lektiwerträge sind d ie Basis für in nerbetriebl iche Entgeltfestsetzu ng . D ie Gesta l­

tung der Entlohnungsschemata , aber auch d ie Bestimmungen des sogenannten a l l­

gemeinen Tei ls von Ko l lektivvert rägen haben daher massgebl ichen E influss auf d ie 

Sp iel räume für D iskrim in ierungen in der betrieb l ichen Anwendung .  

Von da her s ind d ie kol lektiwertragsfäh igen Körperschaften der  ArbeitnehmerInnen­

se ite immer stärker bemüht, d ie  kol lekt ivvertragl iche Basis so zu gesta lten ,  dass 

Sch lupflöcher für Diskrim in ierungen zu mindest k le iner und a uf S icht geschlossen 

werden .  

Aufg ru nd ihrer spezia i is ierten Experiise in GleichsteHungsfragen und genauen 

Kenntni s  der Muster m itte lbarer  Diskrim i n ierung wurden Expertinnen der Anwalt­

schaft fü r G leichbehand lu ngsfragen bei e inem besonders u mfassenden derartigen 

Reformprojekt der G ewerkschaft Metal l-Texti l  beigezogen,  i m  Rahmen dessen b is  

Ende 2002 insgesamt 39 Ko l lektivverträge im  H inbl ick auf Genderfragen a na lysiert 

werden . 

Die Ergebnisse der  Analyse werden gemeinsam mit  Vorschlägen für Bestimmungen, 

d ie zu ändern ,  neu zu verhandeln oder i m  H inb l ick auf mög l iche Diskrim in ierungs­

spiel räume besser zu form u l ieren wären ,  in e inem Handbuch zusammengefasst , das  

auch aufgefundene Best-Pract ice-Beispie le entha lten wird und von der  Gewerkschaft 
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Meta l l -Text i l  a l len an  Gle ichste l l ung interessierten Institutionen und kol lektivvertrags­

fähigen Körperschaften zur Verfügung geste l lt werden wird . 

Ähn l iche Bemühungen ,  d ie Stru ktur  und d ie Lohnschemata von Kol lektivverträgen so 

zu gesta lten ,  dass sie D iskrimin ierung in ihrer betrieb l ichen Anwendung von vorn­

herein erschweren ,  g ibt es auch i n  anderen Ländern der Europä ischen Un ion ,  bei­

spielsweise in  Deutschland oder  Schweden. 

Die Anwaltschaft für Gle ichbehand lungsfragen hat begonnen ,  Angebote der dort tä­

tigen Expe rt innen zu engerer internationaler Zusammenarbeit trotz g rosser Arbeits­

belastung a nzunehmen,  u m  d ie in anderen Ländern gewonnenen Erkenntnisse für 

d ie Weiterentwicklung der G le ichste l l ung der Geschlechter in  Österre ich nutzba r zu 

machen. 

3.4. I nternationale Zusammenarbeit 

Die Anwaltschaft hat sich im Berichtsjahr  an zwei umfangreichen i nternationalen Pro­

jekten bzw. an deren Vorbere itung betei l igt, über d ie  der Transfer vo n Know-how in  

G leichste l lu ngsfragen nach Österreich,  aber auch von Österreich in d ie anderen Mit­

g l iedsstaaten der EU erfo lgen sol l .  

Darüber h inaus wurden d a s  im Rahmen des Programms PHARE gemeinsam m it 

I rland für U ngarn a ls  Beitrittskand idat durchgeführte I nformationsprogramm erfolg­

reich abgeschlossen und Expert innen aus den Beitrittswerberländern Bu lgarien und 

S lowa kei über d ie österreichische Gesetzeslage und die Ärbeit der österreichischen 

Gleichste l l ungse inrichtungen informie rt. 

Delegationen aus Montenegro ,  aus U ngarn und aus China haben d ie Anwa ltschaft 

besucht und sich über d ie pra ktische G leichstel lungsarbeit i nformiert .  

I m  Ra hmen des E U-Aktionsp rogramms für d ie Strategie der  Gemeinschaft zur 

Cha ncengleichheit von Frauen und Männern (200 1 - 2005)  i st der erste E inre i­

chungsze it raum dem Thema "Gleiche Ent lohnung" gewid met.  

Die schwed ische Schwestereinrichtung der Anwa ltschaft für G leichbehand lungsfra­

gen,  d ie "Jä mstä l ld hetsombudsmannen" oder kurz "JämO" ,  hat fü r d iesen Zeitra um 
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unter dem Titel "The European Project on Equal Pay" einen Erfahrungsaus­

tausch über aktive G le ichlohnstrategien aufgenommen.  Im Rahmen eines von der  

Europäischen Ko mmission m itfina nzierten Projekts werden auf  e iner sehr  prakti­

schen Ebene Werkzeuge für mehr Lohngleichheit entwickelt. 

Die Anwaltschaft fü r Gle ichbehandlungsfragen wird gemeinsam mit der G ewerk­

schaft Meta l l-Text i l  d ie Erfahrungen mit der Era rbe itung des Handbuchs zu Gen­

derfragen i n  Kol lektiwerträgen einbringen und im  Gegenzug d ie I nstrumente , d ie in  

den letzten Jahren i n  Schweden ,  Dänemark und Norwegen entwickelt wu rden ,  um 

d ie  Lohnschere zwischen Frauen und Männern zu  schl iessen ,  fü r d ie  praktische An­

wendung in  Österreich nutzbar machen können . 

Im Rahmen des EU-Aktionsprogramms zur Bekämpfung vo n D iskrim in ierung (200 1 -

2006) wu rde d ie Anwa ltschaft für G leichbehand lungsfragen eingeladen ,  sich a m  

Aufbau eines Netzwerks von spezialisierten Einrichtungen zur Beratung und 

Unterstützung diskriminierter Personen in sieben europäischen Staaten zu betei­

l igen ,  das unter der  Federführung der "Commissie gel ijke behand l ing", der G leichbe­

hand lungskommission der N iederlande ,  im Rahmen eines zweijährigen Projekts zur 

Vernetzung und zum Aufbau einer technischen Infrastruktur zum Austausch 

von Rechtsmaterialien, beg innend voraussichtl ich mit Herbst 2002 ,  entstehen so l l .  

Als Vorarbeit für das Projekt wurde seitens der EU ein deta i l l ierter  Bericht über  d ie 

Ombudseinrichtungen der sieben Länder (neben Österreich sind d ies Belgien, 

Grossbritannien, Irland, Niederlande, Nordirland und Schweden) h insichtl ich 

ilVirkungsbereich , Kornpetenzen , institütioneller Anbindung bz','.'. Unabhängigkeit er-

stellt sowie zu den Diskrimin ierungstatbeständen,  d ie  i n  den versch iedenen Ländern 

gesetzl ich festgelegt s ind und aufgrund dere r  d ie E inrichtungen daher beratend und 

unterstützend tätig werden können.  

Dieser Bericht wurde  Ende 2001 abgeschlossen und wird i m  W ege über d ie  Europä­

ische Ko mmission veröffentl icht. 
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3.5. Ergänzu ng der Lose-Blatt-Sammlung: Anträge an d ie  G le ich­

behand lungskommiss ion. Verfahren, Entscheidungen, Gutachten 

Die Lose-Blatt-Sammlung "Anträge an die Gleichbehandlungskommission -

Verfahren, Entscheidungen, Gutachten" ist u m  weitere zwanzig Entscheidungen 

der Gleichbehand lungskommission erweitert worden. 

Wichtige Präzedenzentscheid ungen aus den Jahren 1 998 bis 2000 zu al len Diskri­

minierungstatbeständen des Gleichbehand lungsgesetzes liegen vor. 

Die redaktionel le Arbeit zur Gestaltung der Entscheid ungen, die in erster Linie für 

den Gebrauch von Betriebsrätinnen und Betriebsräten in der verhand lerischen Pra­

xis, aber auch für Betroffene sel bst gedacht sind,  ist abgeschlossen . 

Druck und grafische Gestaltung werden aus Sparsamkeitsgründen d u rch das Minis­

terium sel bst d urchgeführt .  Die Entscheidungen werden an der interessierten Öffent­

lichkeit - insbesondere M u ltiplikatorinnen und M ultiplikatoren - bis Mitte 2002 zu­

gänglich gemacht werden . 

3.6. Web-S ite der Anwaltschaft fü r Gle ich behandl ungsfragen 

Die Anwaltschaft für Gleichbehandlungsfragen ist seit Herbst 2001 unter der Ad resse 

http://www . bmsg.gv .atlbmsg/relaunch/gleichbehand lung/welcome .htm erreichbar. 

Es ist daher jetzt auch möglich , über das Internet Anfragen sowie Beratungswünsche 

an die Anwaltschaft zu richten. 

Dieses Angebot wird bereits rege in Anspruch genommen. 

Dabei fä l lt auf, dass sich Männer wesentlich häufiger dieses Medium s  bedienen als 

Frauen. 
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4. Die Situation der Anwaltschaft für Gleichbe­

handlungsfragen 

4.1 .  Ressourcen der Anwaltschaft für Gle ichbehand l u ngsfragen 

Aufgrund der Ausschreibung der  Leitungsfunktionen für d ie Reg iona lbüros der An­

waltschaft für G le ichbehandlungsfragen in  Kärnten und in  der Ste iermark g ingen i m  

Jänner 200 1 insgesamt 25 Bewerbungen e in ,  acht Kandidat innen wurden im Februar  

2001  zu e inem Hearing e ingeladen.  

Da mehr a ls  75 % der Ratsuchenden in  der Anwaltschaft F rauen s ind , Männer d ie 

Anwaltschaft mehrheit l ich n icht in  e igener Sache kontakt ieren und viele F rauen das 

Beratungsangebot wegen einer sexuel len Beläst igung am Arbeitsplatz d u rch männ­

l iche Kol legen oder Vorgesetzte in Anspruch nehmen, war d ie Ausschre ibung auf 

weib l iche Kandidat innen beschränkt worden .  

D ie wesentl ichsten Kompetenzen für e ine Arbeit im Bereich der  Rechtsd urchsetzung 

im Gleichbehand lungsrecht s ind Sensib i l ität für Gesch lechter- und D iskrimin ierungs­

fragen, Bereitschaft zur Auseinandersetzung damit und geschlechtssensib le Bera­

tungserfahrung . 

Fehlen d iese Bereitschaft ,  Sensib i l ität und Kompetenz, so ist e ine adäquate U nter­

stützung von Frauen (und Männern) in  der sehr belastenden S ituation e ines G leich­

behand lungsverfahrens auch bei  u mfassender jurist ischer Kompetenz n icht mög l ich. 

Das jurist ische Know-how für d ie rechtl iche Durchsetzung kan n  a uch d u rch e ine 

d ritte Person zur Verfügung gestel lt werden .  

Aus dem Kreis der  25 Bewerberinnen aufgrund der Ausschre ibung wurden D r. E lke 

Lujansky-Lammer mit 1 .4 .200 1 vom Bundesminister für sozia le S icherheit und Gene­

rationen gemäss § 3a Abs . 1 G le ichbehandlungsgesetz zur Regiona lanwält in für 

Gleichbehand lungsfragen mit dem örtl ichen Zuständigke itsbere ich für das Land Stei-
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ermark und Mag.  Anna Moser m it 1 5 .6 .2001  gemäss § 3a Abs . 1  G le ichbehand­

lungsgesetz zu r Regiona lanwält in für G leichbehand lungsfragen m it dem örtl ichen 

Zustä nd igke itsbereich fü r das Land Kä rnten ernannt. 

Am 29 . 1 0 . 20 0 1  fand ,  g le ichze itig m it einem Tag der offenen Tür des B u ndessozia l­

amts Kärnten ,  in dessen Räuml ichke iten das Büro der Reg ionalanwä lt in m it e igenem 

Eingang untergebracht ist, d ie fe ierl iche Eröffnung der Regionalanwaltschaft d u rch 

den Bundesmin ister für sozia le S icherheit u nd Generationen statt . 

D ie Reg iona lanwält in für G le ichbehand lungsfragen für Kärnten ist m it 20 Wochen­

stunden tei lze itbeschäftigt. Ih r  wu rde zunächst e ine vol lze itbeschäft igte Stel lvertrete­

rin zu r Seite gestel l t .  Da sich diese Lösung jedoch hinsichtl ich der  Organ isat ionsfra­

gen a ls  n icht opti mal herausgestel lt hat, wi rd d ie Stel lvertreterin 2002 ebenfa l ls mit 

20 Stunden tei lzeitbeschäftigt sein .  Seitens des Bundessozia lamts Kärnten wird m it 

Apri l  2002 für 20 Stu nden pro Woche eine e rfahrene Assistentin zur Se ite gestel l t  

werden .  

Damit  konnte mit  dem E inverständn is  a l ler Bete i l igten und der  Genehmigung des 

Bundesm in isters für sozia le S icherheit und Generationen auch für die Reg iona lan­

wä lt in für T i ro l ,  Vorarl berg und Salzburg d ie lange notwendige persone l le  Unterstüt­

zung d u rch eine Stel lvertreterin ermögl icht werden . Diese wird i m  Lauf des Jahres 

2002 tei lze itbeschäftigt ihre Arbeit aufne hmen.  

Während der  we iteren Reg ional is ierung der  Anwa ltschaft fü r G le ichbehand l u ngsfra-

gen v.:ird ein professione!! begleiteter Teamhildungsprozess durchgeführt .  D ieser 

wurd e  im Jahr  2000 mit zwei Sem inaren begonnen und im Frühjahr  200 1 mit einem 

dreitägigen Teamentwick lungsseminar  fortgesetzt . 

Nach d ieser I ntensivphase sol len in H inkunft jewe i ls  eine Jahresp lanungstagung mit 

thematischen Schwerpunkten und e in Teamentwicklungsseminar  pro Jahr  stattfin­

den.  

Da aufgrund der g rossen rä uml ichen Entfernungen und der vielfä lt igen Belastungen 

in der Arbeit m it G le ichbehand l ungsproblemen Fragen der Zusammenarbeit im 

Team ung leich schwieriger  s ind a ls in anderen Bereichen ,  für d ie  M itarbeiter innen 

der Anwaltschaft auf G rund ihres spezie l len Zuständ igkeitsbereichs a ber d ie enge, 

überregionale Zusammenarbeit entsche idende Arbe itsvo raussetzung ist ,  w ird Fragen 
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der Team- und Organisationsentwicklung auch weiterhin gro ße Aufmerksamke it 

gewidmet. 
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4.2. Bericht der Regional anwältin tür Gleich behand lu ngsfragen tür  

Vorarlberg, Tirol u nd Salzburg 

Entwicklung der Einrichtung 

Die Regionalanwaltschaft hat m itt lerwei le einen hohen Bekanntheitsgrad erre icht u nd 

sich sowoh l  a ls  Beratungsste l le für d iskrim inierte Frauen u nd Männer, a ls  auch a ls  

I nformationsste l le zu  recht l ichen G leichbehand l ungsfragen etab l iert .  Dies zeigt sich 

deutl ich an  den weitergest iegenen Beratungszahlen.  D ie meisten Anfragen betrafen 

das Thema Entge ltdiskri min ierung , gefo lgt von Diskrim in ierung durch sexue l le  Be läs­

tigung und Diskrim inierung bei der  Beg ründung des Arbeitsverhä ltnisses .  U ngefähr  

ein Fünftel der Anfragen kam von Männern ,  d ie meisten erkund igten s ich fü r betrof­

fene Frauen oder i nfo rmierten sich über Bestimmungen des G le ichbehand lungsge­

setzes. 

Regionale Schwerpunkte 

Vorträge, Informationsarbeit und Schulungen 

Das Thema sexuel le Beläst igung am Arbeitsplatz war - häufig im  Zusa mmenhang 

mit  dem Thema Mobbing - e in  sehr oft angefragtes Vortragsthema.  Dazu gab d ie  

Regionalanwä ltin  e in ige Radiointerviews, I nterviews für Zeitungen und h ie l t  mehrere 

Vorträge. 

Die Nachfrage nach I nformationsveranstaltungen an Tiro ler Schulen und in  W ieder­

einsteigeri nnenkursen in a l len d re i  Bund esländern sowie nach Schu lung von Perso­

na lvera ntwortl ichen hat stark zugenommen.  

Die Zusammena rbeit m it Männerforschern und den Männerbüros i n  den d re i  B un­

desländern hat mit gemeinsamen Vorträgen und Schu lungen begonnen.  
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Beratungsschwerpunkte 

Beratungen im Zusammenhang mit der Erstellung von Frauenförderplänen in 

Betrieben 

Deutlich steigend ist der Bedarf nach Beratung bei der I nstal lierung von Frauenför­

derplänen in Betrieben .  

Die I n itiative zur E rstel lung von Frauenförderp länen ging d a bei meistens von enga­

g ierten Mitarbeiterinnen aus .  Das Prozedere verlief bei a l len Betrieben ähn lich . D ie 

Mitarbeiterinnen ko ntaktierten die Reg iona lanwä ltin und in  mehreren gemeinsamen 

Besprechungen wurde ein erster Vorschlag für  einen Frauenförderplan ,  abgestimmt 

a uf die spezifischen Erfordern isse der Betriebe,  erstel lt . Beim Verhandeln mit den 

Arbeitgeberi nnen, darüber wie und wie schnel l  d ie Frauenförderp läne i n  den Betrie­

ben in Kraft gesetzt werden sol len ,  agierte d ie  Regionalanwä ltin als Coach für die 

Mitarbeiterinnen bzw. den dann oft zugezogenen Betriebsrat. Die schwierig zu ver­

handelnden Punkte waren immer dieselben.  Es  ging daru m, die Arbeitgeberi nnen zu 

überzeugen ,  die Frauenförderpläne in Form e iner Betriebsvereinbarung zu im p le­

mentieren.  Der zweite Punkt war stets die Frage der Einsetzung von Gleichstel­

lungsbeauftragten in  den Betrieben .  Nach e inigen zum Tei l sehr schwierigen Ver­

handlungen ko nnte n in mehreren Betrieben Frauenförderpläne i n  Kraft gesetzt wer­

den.  Die e ingesetzten Gleichste l lungsbea uftragten halten Kontakt zur Regiona lan­

waltschaft, zum einen um sich in  g leichbehand lungsrechtlichen Fragen schu len zu 

lassen und zum anderen ,  um von Beginn an U nterstützung bei spezifischen Frage­

�tplh mnp.n 7lJ p.rhalten. -�-" -" v- " -� -

Beratungen im Zusammenhang mit der Vereinbarkeit von Beruf und Privatle­

ben 

Sehr häufig s ind Anfragen zu r Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben.  Die Regio­

na lanwä lt in nahm an mehreren Podiumsdiskussionen teil und leitete Workshops zu 

diesem Thema .  

Viele Frauen und auch einige Männer waren aufg rund der  I nanspruchnahme eines 

Ka renzurlaubes zur Betreuung eines Kleink indes am Arbeitsplatz mit Benachteili-

III-174 der Beilagen XXI. GP - Bericht - 02 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original)32 von 65

www.parlament.gv.at



32 

gungen konfrontiert .  Frauen wu rden nach dem Wiedereinstieg zurückgestuft, verlo­

ren ihre Leitungsfunktion oder den Anspruch auf ein Dienstauto . Tei lzeitarbeit wurde  

oft aus  betriebl ichen G ründen n icht gewährt. Männer machten d ie  Erfahrung ,  dass 

a l le in  die Ankündigung,  Karenzurlaub  nach in Anspruch nehmen zu wo l len ,  zu r An­

d rohung der Künd igung führte . 

Vernetzungsarbeit 

I n  T i ro l  ist seit dem Jahr  200 1 e in Gemeindegleichbehand lungsgesetz in Kraft. Die 

G leichbehand lungsbeauftragten wurden in d ie "arge G leichbehand l ung Tiro l" aufge­

nommen und erhalten d u rch d ie sechswöch igen Vernetzungstreffen e ine g ründ l iche 

E inschulung und einen gewissen Rückhalt bei ihrer Arbeit. Auch Mitg l ieder von reg i­

ona len G leichbehand lungskommissionen wenden sich des öfteren an die Reg ional­

anwä lt in zur Abklärung inha lt l icher Fragen. 

D ie G leichbehand lungsbea uftragten in  den versch iedenen Betrieben wurden eben­

fal l s  in  d ie arge aufgenommen.  

Kontakte zu ausländischen Einrichtungen 

Schon im Jahre 2000 besuchte im Zuge des "Weltma rsches der F rauen gegen Hun­

ger  und Gewalt" e ine Frau a us B u rkina Faso , Westafrika , das Büro der Reg ionalan­

wä lt in in  I nnsbruck .  Bei d ieser Gelegenhe it kam es zu e inem regen I nformations- und 

Gedankenaustausch über frauenspezifische Prob leme u nd deren rechtl iche wie auch 

info rmel le Behand lung in  B u rkina Faso bzw. Österre ich .  Auf e iner privaten Reise 

nach Burkina Faso im November 2001  nahm d ie Reg iona lanwä lt in sowoh l  Kontakt 

zu offizie l len Ste l len wie dem Frauenministerium,  a ls  auch zu verschiedenen NGOs 

auf. Sowoh l  im Ministeriu m  a ls  auch in  den anderen E inrichtungen herrschte großes 

Interesse an dem österreichischen Weg der G leichbehand lung von Frauen und 

Männern im Beruf. Seitd em g ibt es i mmer wieder Anfragen zu spezifischen Themen .  

I n  der  Schweiz hat  sich e ine Vere in igung von Frauen vorgenommen,  e in Schweizer 

femin istisches Rechtsinstitut zu gründen.  Die Regiona lanwä lt in wurde von d ieser 
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Vere in igung zu e inem Vo rtrag über das österre ichische G le ichbehand lu ngsgesetz 

e ingelade n .  

Veränderungen des Personalstandes in der Regionalanwaltschaft Innsbruck 

Die Assistentin in  der Reg ionalanwa ltschaft Innsbruck, C laud ia Rupp itsch , hat im 

Jahr  2000 neben ihrer Beschäftigung i n  der  Regiona lanwa ltschaft m it e inem Stud ium 

begonnen.  Aufgru nd der I nteressensverlagerung von der Arbeit i n  der  Reg iona lan­

waltschaft h in zu e iner Weiterb i ld u ng mit  e inem frauenspezifischen Schwerpunkt 

wurde das Dienstverhä ltnis m it 30 .  September 2001  ei nverneh ml ich ge löst. 

Die Regionalanwä ltin war danach bis Ende Dezember 2001 a l le in  in  der Regional­

anwaltschaft tätig . Im Monat November ko nnte n zwe i  Te i lnehmerinnen d es Wieder­

e insteigerinnenkurses am BF I  I nnsbruck für jewei ls 20 Stu nden e in  Prakt ikum in  der  

Reg ionalanwaltschaft I nnsbruck absolvieren .  Dadurch wurd e  e inerseits d ie  Regio­

nalanwält in bei Büroarbeiten unterstützt , andererseits konnten d ie zwei Praktikantin­

nen E inbl ick i n  d ie Arbeit der G le ichbehand lungsanwa ltschaft gewinnen .  Aufgrund 

der guten E rfahrungen mit zwe i  ha lbtagsbeschäftigten Mitarbeiterinnen wurde d ie  

Nachbesetzu ng der Stel le der  Assistentin a lternativ a ls Ganztags- bzw. zwei  Ha lb­

tagsste l len ausgeschrieben.  Fra u  Charlotte Christoph und Fra u  Eva Mayrgündter 

haben am 2 .Jänner 2002 ihre Tätigkeit als Assistent innen der Reg io na lanwält in 

aufgeno m men .  
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4. 3. Bericht der  Regionalanwältin fü r G leichbehand lu ngsfragen 

Steiermark 

Die  E rfahrungen nach der  Errichtung des Reg iona lbüros in Westösterreich werden 

durch d ie Situation in  der  Steiermark bestätigt. D ie  Zah l  der  Beratungs- und Informa­

tionsgespräche h at sich seit der E inrichtu ng des Reg iona lbüros in Graz fast verzehn­

facht. 

Dies ka nn e inerseits als H inweis gewertet werden ,  dass die Öffentl ichkeit bereits in 

einem größeren Ausmaß über das Beratungs- und Unterstützu ngsangebot info rmiert 

ist ,  aber auch,  dass d ie  reg ionale Erreichba rkeit eines in  G leichbehand lungsfragen 

spezia l is ierten Beratungsangebotes e in notwend iger und wesentl icher Fakto r für 

dessen I nansp ruchnahme ist .  

Schwerpunkte der Arbeit 

Im Jahr  200 1 sta nden,  neben der ind ivid uel len Beratung und Unterstützung für von 

Diskrim in ierungen Betroffene,  d ie sich in der Reg iona lanwa ltschaft melden ,  Kontakt­

aufnahme und Kooperationsgespräche m it den I nteressenvertretungen von Arbeit­

nehmer innen und  Arbeitgeberi nnen,  aber a uch mit vielen anderen Institut ionen im 

M itte lpunkt. Dabe i  handelt es sich z. B .  um Beratungse inrichtungen,  deren Leistung s­

kata loge unter a nderem Beratung bei Problemen im  Zusammenhang mit Erwerbsar­

beit entha lten ,  sowie frauenspezifische Vere ine und Projekte , aber auch d ie Bezi rks­

hauptmannsch aften i n  der  Steiermark .  Ziel war und ist es ,  mögl ichst flächendeckend 

über d ie Angebote der Reg ionalanwaltschaft und d ie gesetzl ichen Grundlagen zu 

info rmieren und die I nfo rmation über G le ichbehand lu ngsfragen ü ber  d ie jewei l ige  

E inrichtung in  i h rer  Mult ip l ikator innenfunktion zu  verbreiten .  

Durch Präsenz a uf versch iedenen Veranstaltungen wie  dem Frauenfest der kathol i ­

schen Frauenbeweg ung und der ÖG B-Frauenmesse war es mögl ich,  auf breiter Ba­

sis Öffentl ichkeitsarbeit zu le isten .  Zah lre iche Vort räge , unter anderem in Ausbi l­

du ngszentren ,  e rgänzten d ie Bestrebungen ,  mögl ichst schnel l  viele Menschen mit 

dem Inha lt des G leichbehand lungsgesetzes vertraut zu machen und d ie D iskussion 
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über d ie G leichste l lung von Frauen und Männern i m  Arbeitsleben in  Gang zu setzen 

und aufrecht zu erhalten .  

E in in regelmäßigen I nterva l len stattfindendes Vernetzungstreffen mit a l len  G leich­

behandlungsbeauftragten wurde  d urch die Regionalanwältin i n it i iert .  Zweck d ieser 

Fachgespräche ist der gemeinsame Austausch, gegenseit ige U nterstützung im Sin­

ne einer I ntervis ion,  aber auch D iskussio nen in Bezug auf Notwend igkeiten und Mög­

l ichkeiten des weiteren Ausbaus der  gesetzl ichen G rund lagen für d ie G leichbehand­

l ung. 

Bei der  internationalen "Women 's  Conference on Natio na l  Gender  Action  P lan  

2002/03 and CEDAW Report ing" im Oktober 2001 in  Cet inje/Montenegro ,  d ie von 

den Reg ierungen Norwegens u nd Österreichs unterstützt wurd e ,  ste l lte d ie Regio­

na lanwä lt in d ie  Anwaltschaft fü r G leichbehand lungsfragen und die gesetzl ichen 

G rundlagen dar. 

Im Ra hmen des Projekts " Menschenrechtsstadt G raz" wurde d ie Regiona lanwä lt in 

sowohl  zur Tei lnahme und Mita rbeit im Leitungsausschuss, a l s  auch in  A rbeitskreise 

eingeladen ,  um ih re E rfahrungen ,  ihre Ideen und ih r  Angebot zur Durchsetzung des 

Menschenrechtes auf G leichste l lung einzubringen.  

Die regelmässige Beratung des im Jahr 2001  gestarteten EU-Projekts "Styria I n­

tegra " im H i nb l ick auf d ie E rfü l lung der von der EU geforderten Ü bereinst immung mit 

G !eichste ! !ungsaspekten d u rch d as Projekt trägt sowoh l  zur Erhöhung des Bekannt-

heitsgrades der I nstitution a ls  auch zur Anbindung an d ie europä ische Ebene bei .  

Wahrnehmungen der Regionalanwältin 

Es hat sich geze igt , dass der  Anspruch von Frauen und  Männern an das  Thema 

Gleichbeha nd lung und G le ichstel lung und d as Wissen d a rüber  recht ger ing sind . So 

sche int s ich immer wieder e ine seltsame Defin it ion von G leichste l lung zwischen 

Frauen und Män nern einzuschle ichen.  Schon a l le in das Vorhandensein e iner  größe­

ren Anzah l  vo n weib l ichen Beschäft igten in einem U nternehmen oder e iner  Organ i-
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sation bewi rkt das B i ld , dass Frauen den Männern g leichgestel lt s ind . U nberücksich­

tigt b le ibt d ie Tatsache, dass es noch immer n icht selbstverständ l ich ist, dass Frauen 

fü r d ie  g leiche Arbeit, geschweige denn für g le ichwertige Arbeit, a uch das g le iche 

Entgelt wie Männer erha lten u nd d ass sie selten in höheren und entscheidenden 

Führungspositionen anzutreffen s ind . Häufig werden Arbeitnehmerinnen a uch mit 

Arbeitsbedingungen ko nfront iert, die sich von denen ihrer Ko l legen unterscheiden 

und d ie e indeutig auf geschlechtsstereotype Zuschrei bungen zurückzuführen s ind . 

I n  den Gesprächen mit Arbeitnehmer innen und Arbeitgeberi nnen fäl lt a uf, dass auf 

beiden Seiten g roßer I nformationsbedarf bezüg lich des Gleichbehand lungsgesetzes 

und den daraus result ierenden Rechten und Verpfl ichtungen besteht. 

Die an lassfa l lbezogenen Beratungen betrafen am häufigsten die Tatbestä nde der 

sexuel len Be lästigung ,  Diskrim i n ierungen bei den sonstigen Arbeitsbed ingungen und 

Diskrim inierungen bei der Begrü nd u ng eines Arbeitsverhä ltn isses. 

Auffa l lend ist die zahlenmäßige Diskrepanz zwischen den Äu ßerungen von Frauen 

über d ie in  ihrem Berufsa l ltag erlebten D iskrimin ierungen u nd den konkreten Be­

schwerden gegenüber Arbeitgebern und Arbeitgeberinnen. Viele F ra uen befürchten ,  

n icht ernst genommen zu werden , wenn s ie  ihr  Recht auf G l eichbehand lung einfor­

dern, oder sogar  Repressa lien wie d ie Verschlechterung ih rer  Arbeitsbed ingungen 

und Künd igung . Die E rfahrungen zeigen, dass ihre Ängste nicht u nbegründet sind ,  

auch wenn es immer  wied er ko nstruktive Lösungen fü r Frauen g ibt ,  d ie  sich  be­

schweren.  

In  den Diskussionen um d ie G leichste l lung von Frauen und Männern gehört das 

Thema "geschlechtergerechte Sprache" zu jenen ,  die von Veranstaltungste i l ­

nehmeri nnen häufig sehr emotiona l  geführt werden .  

Ausblick 

Die E rfa hrungen des ersten ganzen Arbeitsjahres 2001 sind g leichzeitig Gru nd lage 

der Arbeitsschwerpunkte für das nächste Ja hr. 
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Die Diskussion über G leichbehandlung und G leichste l lung sol l  in der Öffentlichkeit 

noch intensiviert, Arbeitgeber und Arbeitgeberinnen für ihre Pflichten im  Zusammen­

hang mit diesem Thema sensibi lisiert und die Eigenverantwortlichkeit der Arbeit­

nehmerinnen und Arbeitnehmer erhöht werden.  Gep lant sind eine offensive Kontakt­

a ufnahme zu Betrieben und ihren Betriebsräten und Betriebsrätinne n ,  verbunden mit 

dem Angebot, das Thema G leichbehandlu ng und G leichste l lung gemeinsam in den 

jeweiligen Betrieben zu diskutieren und so schon im Vo rfe ld möglicherweise auftre­

tende n Konfliktsituationen gegenzusteuern . Die schon begonnene Bewusstseinsar­

beit in Erwachsenenbi ldungseinrichtungen ,  aber a uch Schulen jeder Art ,  vor a l lem 

Berufsschu len ,  wird fortgesetzt werden , da sich e rfahrung sgemäß schon dort die 

Prägung der Ro l lenstereotype erkennen lässt. Gep lante Kooperationsgespräche mit 

Unternehmens- und Personal beratungsunternehmen können d ie Wahrnehmung von 

G leichbehandlung und Gleichste l lung in  O rganisationsentwicklungsprozessen und 

Persona lentwicklungsmaßnahmen verstärken .  Durch die Mitarbeit in  weiteren EU­

Projekten wie "Just Gem" ,  "Gender Pay Gap"  und "Observatoria" werden auch inter­

nationale Erfahrungen in die Arbeit einfließen.  

4.4. Bericht der  Regionalanwältin fü r G leichbehand lu ngsfragen 

Kärnten 

Durch die intensive Vernetzungs- und Öffentlichkeitsarbeit ist der Bekanntheitsgrad 

der Regiona lanwaltschaft bereits in den ersten Monaten sta rk gewachsen,  wodurch 

der Bedarf nach einem entsprechenden Beratungs- und Unterstutzu ngsangebot für 

Frauen und Männer in  Gleichbehandlungsfragen auch in den Bundesländern bestä­

tigt wurde .  

Zur  Unterstützung d ieser Aufbauarbeit wu rde ein Folder erstel lt ,  i n  dem neben einer 

Ü bersicht über das Beratungsangebot die Spezialistinnen , die in  der neuen Einrich­

tung tätig sind, vorgeste l lt werden .  
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Arbeitsschwerpunkte neuer Regionalbüros 

Unmitte lbar  nach Grü nd ung und i n  der ersten Zeit der Tätig keit neuer Reg iona lbüros 

stehen stets zwei Arbeitsschwerpunkte im Vordergrund . 

Zum einen geht es um d ie Schaffung der grundlegenden Infrastruktur , i n  man­

chen Fäl len sogar d ie Beschaffung von Büroräuml ichkeiten (z.B. in der Steiermark) ,  

jedenfal ls  aber den Aufbau der Büro infrastruktur  m it E DV, Möbe ln ,  W i rtschaftsgü­

tern, I nformationsmateria l ,  Form ularen und vielem anderen mehr. 

Zweiter Arbeitsschwerpunkt speziell in der Anfangsphase ist die Kontakt- und 

Öffentlichkeitsarbeit, u m  d ie neue E inrichtung überhaupt erst bekannt und damit 

für von Diskrim in ierung Betroffene nutzbar zu machen. I m  Berichtsze itra u m  bestand 

die Notwend igkeit für d iese spezie l le Schwerpunktsetzung, der a l le anderen Arbeits­

schwerpunkte und Projekte zunächst untergeordnet werden müssen, fü r d ie Reg io­

nalbüros der  Anwaltschaft fü r G le ichbehand lungsfragen in Kärnten und in der  Stei­

ermark. 

Die Vernetzungs-, Kontakt- und Öffent l ichkeitsarbeit d ieser beiden Büros wird daher 

an  d ieser Ste l le  in  tabe l larischer Form gesondert dokumentiert .  
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Vernetzu ngs- und Öffentl ichkeitsarbeit der Regionalanwaltschaft 

fü r Gleich behand l u ngsfragen Kärnten (1 5 .6 .2001 - 31 . 1 2 .2001 ) 

Kooperationen und Kontakte 

• Business frauen Center Klagenfurt (BfC) - Mag .a Hehenberger  
• Arbeiterkammer Kärnten - Mag .a K iß l inger 
• Mädchenzentrum Klagenfurt - Mag.a Janshoff 
• Reg ionalsprecheri n der  Kontaktfrauen der  Höheren Schu len - Mag . a Kuchl ing 
• AMS Kärnten - Dr. in Perner 
• Wirtschaftskammer Kärnten - Mag. a Petz 
• Kinder- und Jugendanwä lti n des Landes Kärnten - Mag .a L iebhauser 
• Mag.a Mitsche - Projekt 4everyoung 
• Mag.a Weichsler - Projekt Cal lcenter-HelpDesk 
• Mag .a P ichler-Manndorf - Projekt Frauenb i ldung im länd l ichen Rau m  
• Nova Ca rnica - Frauenbegeg nungszentrum Hermagor 
• Frauenlobby der Journa l istinnen 

Vernetzungsveranstaltungen 

• Präsentation des Projekts "Mentoring" (F rauenreferat des Landes Kä rnten) 
• Eröffnung des neuen Büros des Fra uenreferates des Landes Kärnten 
• Eröffnung der Koord inationsste l le fü r Frauen- und Gesch lechtsforschung der  

Un ivers ität Klagenfurt (Dr. ,n Susanne Dermutz) 

Vorstellung bei Personen des öffentlichen Lebens 

• LRin Dr. ,n Schaun ig-Kand ut 
• LRin aD Achatz 
• LAbg . Dr. W utte 
• LAbg . Mag.a Scheucher 
• LAbg . Warmuth 
• LAbg . Kreutzer 
• LAbg . Dr. in Egger 
• NRAbg . Gatterer 
• N RAbg . Dr. in Mert l  
• BRAbg . Trunk 
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Vernetzu ngs- u nd Öffe ntl ichkeitsarbeit der Regionalanwaltschaft 

fü r G le ichbehandl ungsfragen Steiermark 

Vorstellung des neuen Regionalbüros für Gleichbehandlungsfragen in der 

Steiermark 

• 249 Beratungsste l len ,  Vereine,  Projekte und Institutionen wurden angeschrieben 

und mit I nformationsmaterial versorgt 

davon wurden  

• 1 03 I nst itut ionen über das neue Büro ,  den Aufgabenbereich , usw. persönlich in­

formiert 

Vorträge ,  Workshops, Informationsarbeit auf Messen 

• 3 3  

davon 

• 25 Termi ne in  Frauenberatungsste l len ,  Frauenabte i lungen von I nstitutionen ,  
Frauengruppen,  Frauen interessensvertretungen 
gesamte Tei lnehmeri nnenanza h l :  3 1 4  

• 8 Termine in  d iversen I nstitutionen 
gesamte Te i lnehmer innenanzah l :  1 0 3 

Teilnahme an diversen Veranstaltungen 

• 29 

Medienarbe it 

• 22 Pressemitte i l ungen 

davon 

• 8 I nterviews 

• 1 4  eigene Artike l ,  von denen 8 erschienen sind 
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5. Die Weiterentwickl ung des Gle ichbehandlungsgesetzes 

5. 1 .  5. Novel le  des Gle ichbehand lungsgesetzes 

Mit BGBI  Nr  1 29/2001 wurde  das G leich behand lungsgesetz nove l l iert .  D ie nunmeh­

rige ,,5 .  Nove l le" steht al lerd ings n icht in Zusammen hang mit den unter d iesem Titel 

i n  den Berichten der  vergangenen Jahre geforderten Verbesserungen, d ie  notwend ig 

sind , wei l  das österre ich ische Recht a n  ge ltendes EU-Recht angegl ichen werden 

muss und um den Schutz von betroffenen Arbeitnehmerinnen wirksam und effektiv 

zu gesta lten .  

Zwei sehr wichtige Pun kte i m  Bereich der Verfahrensmöglichkeiten zur Durch­

setzung von Ansprüchen a ufgrund des G leichbehand lung sgesetzes wurden neu 

gefasst: 

Zunächst wird festge legt, dass für die Vorsitzende/den Vorsitzenden der Gleich­

behandlungskommission eine Stellvertreterln zu betra uen ist. Im Verfassungs­

rang steht d ie  Bestimmung, dass sowoh l  Vorsitzende/r a ls  auch Stel lvertreter/in - im 

Gegensatz zu den sonstigen M itg l iedern der  Gleichbehand lungskommission - n icht 

mehr ehrenamtl ich tätig s ind ; vielmehr  steht ihnen d ie zur Erfüllung ihrer Aufgaben 

notwendige freie Zeit unter Fortzahlung ihrer Dienstbezüge zu. In Ausübung 

ihrer Tätigkeit sind sie selbständig und unabhängig, es darf ihnen daraus kein 

berufl icher Nachtei l  erwachsen. 

D iese Rege lung wurd e  dem B undes-G leichbehand lungsgesetz nachgebi ldet, d u rch 

das die Vorsitzende/der Vorsitzende der  B undes-Gle ichbehand lungskommission, d ie 

Mitg l ieder, aber auch d ie G le ichbehand lungsbeauftragten ,  weisungsfrei gestel lt s ind . 

H insichtl ich der Anwä ltinnen für G leichbehand lungsfragen ist b isher keine verfas­

sungsrechtl iche Absicherung ihrer Weisungsfre iheit und Unabhängigkeit erfolgt. 
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Dies könnte im Zuge inhalt l ich umfassender Verbesserungen in  einer nunmehr 6 .  

Novel le e rfolgen . 

Neben der Stärkung der Vorsitzenden der Gleichbehand lungsko mmission erfo lgte in  

der 5 .  Novel le d ie erfreu l iche Klarste I lung ,  dass von nun a n  auch das  E in langen ei­

nes Verlangens der Anwält in für G leichbehand lungsfragen bei der G leichbehand­

lungskommission sowie deren amtsweg iges Tätigwerden fristenhemmend wi rken .  

Ausgangspunkt für d iese Neurege lung war d a s  U rtei l  d e s  Oberste n Gerichtshofs 

(OGH 9 Ob  A 30/99y) ,  der dem Verlangen der Anwält in fü r Gle ichbehand lu ngsfragen 

d iese Wi rkung aufgrund einer Wortinterpretation des § 1 0  b Abs 2 G leichbG ab­

sprach.  

Darüber h i naus hat d ie 5 .  Novel le  d ie m it der Bundesmin isteriengesetz-Novel le 2000, 

BGBI  Nr  1 6/2000 erfo lgten Zuständ igkeitsänderungen im G leichbG nachvol lzogen . 

5 .2 .  Vorgespräche fü r die 6. Novel le  des Gle ich behand l u ngs­

gesetzes 

Im Apri l  2001 fand auf E in ladung des Bundesmin isteriums für W irtschaft und Arbeit 

ein Expert l nnen- und Sozia lpartneri nnengespräch statt, in dem erö rtert wurde ,  dass 

aufgrund der EU-rechtl ichen Vorgaben eine Wiederaufnahme der  Sozia lpartnerge­

spräche vom Frühjahr  1 999 beabsichtigt sei . 

Aufg rund der  zu d iesem Zeitpunkt auf EU-Ebene aber noch n icht abgeschlossenen 

Diskussion insbesondere h insichtl i ch Verbesserungen der Rechtsste l lung bei  sexu­

el ler Belästigung und Schadenersatzregelungen ,  die d ie RL 76/207/EWG ("G le ich­

behand lungsricht l in ie")  ergä nzen sol lten , e in igte man sich schl ießl ich dara uf, vorerst 

d ie Entwicklung a uf EU-Ebene abzuwarten .  

D ie  beigezogenen Expertinnen der  Anwaltschaft für G leichbehand lungsfragen haben 

- wie bere its be i  den Gesprächen im Jahr 2000 - darauf h i ngewiesen ,  dass e ine 

Korrektur der Schadenersatzregelungen d ringl ich sei ,  zu mal das Bundes­

G le ichbehand lungsgesetz u nd e in ige Landes-G leichbehandlungsgesetze d ie EU­

rechtl ichen Vorgaben bereits u mgesetzt hätten .  
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Die Besch lußfassung der Änd erung der G leichbehand lungsrichtl in ie hat sich über 

das Ende des Berichtszeitraums h inaus verzögert, sod ass im Jahr 200 1 keine we ite­

ren Gespräche über e ine u mfassende Novel l ierung des Gleichbehand lungsgesetzes 

mehr e rfolgten .  

D ie dringende Verbesseru ng der Ressou rcen der  Vorsitzführung der Gle ichbehand­

lungskommission ,  deren Fehlen in der  Vergangenheit zur Funktionszurückleg ung 

durch zwei Vorsitzende und damit zu ei ner grossen Erschwern is auch der  Bera­

tungsarbeit der Anwa ltschaft für G leichbehand lungsfragen geführt hat ,  ist im Zuge 

der 5. Novel le  des G leichbehand lungsgesetzes erfo lgt: 

5 .3 .  Euro-Umste l l ung 

Mit dem I .  Euro-Umste l lungsgesetz, B G B I  Nr  I 98/200 1 , wurde  der  Schadenersatz für 

sexuelle Belästigung von m ind estens ÖS 5000.- gemäß § 2 a Abs 7 und § 1 3  Abs 7 

GleichbG dem Vo rbi ld des B undes-G leichbehand lungsgesetzes fo lgend in  exakt 

363,40 Euro umgerechnet; d ie  Verwa ltung sstrafe gemäß § 1 0  d wurde h ingegen auf 

360 Euro abgerundet. 

5.4. Wü nsche und Erfordern isse für e ine 6.  Nove l le  des Gle ichbe-

h a n d ! u ngsgesetzes, die s i r. h  ;::I I J �  ner Beratunasoraxis eraeben 

Auf d ie  Verbesserungen, d ie  notwend ig s ind , weil das  österre ichische Recht a n  gel­

tendes EU-Recht angegl ichen werden muß, wird an  d ieser Stel le n icht näher e inge­

gangen. Sie sind deta i l l iert im Jahresbericht fü r das Jahr  2000 enthalten und es hat 

seitdem ke ine Veränderu ng auf nationa ler, gesetzl icher Ebene gegeben. 

Nach Abschl uss des Vermittlungsverfahrens zur Änderung der der G leichbehand­

lungsrichtl i n ie 76/207/EWG werden die Expertinnengespräche wieder a ufgenom­

men werden. 
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N icht EU-rechtl ich vorgegeben,  aber aus der praktischen Tätigkeit und den Wahr­

nehmungen der Anwa ltschaft für G leichbeha ndlungsfragen ab leitbar s ind folgende 

Verbesserungen des G leichbehand lungsgesetzes:  

5.4. 1 . Verfahrensänderungen betreffen d  die Position der Anwalt­

schaft für G le ichbehand lungsfragen als Institut ion zur 

Durchsetzu ng von Ansprüchen aufgrund des Gle ichbe hand­

l ungsgesetzes 

• ParteisteIlung in Verfahren gern § 1 0  d GleichbG vor der Bezirksverwal­

tungsbehörde. 

Dad urch würde  unter and erem s ichergestel l t ,  dass der in e inem Gutachten der 

G leichbeha nd l ungskommission vom 28.4 .2000 erreichte Standard in  Fragen ge­

schlechtsneutra ler Ste l lenausschre ibung auch von den zuständigen Bezirksver­

wa ltungsbehörden berücksichtigt wird .  Auch SteI lenwerberinnen,  d ie selbst e inen 

Antrag auf Sanktion ierung e iner Verletzung des Gebots der geschlechtsneutra len  

Stel lenausschreibung stel len ,  könnten durch d ie  ParteisteI lung der Anwaltschaft 

für G le ichbehand lungsfragen im Verfahren U nterstützung finden .  N icht zu letzt 

könnte dann ,  wenn d ie  U nabhängigen Verwaltungssenate in den Ländern d iver­

g ierende Entscheid ungen treffen ,  e ine Klärung beim Verwaltungsgerichtshof her­

beigeführt werden .  

• Feststellungsanträge der Anwaltschaft für Gleichbehandlungsfragen beim 

Obersten Gerichtshof durch Erweiterung der in § 54 Abs 2 ASG G genannten 

Normadressaten. 

Damit wird d ie verb ind l iche Klärung einer Rechtsfrage,  d ie  für e ine Vielzahl von 

Arbe itnehmeri n nen Bedeutung hat, angestrebt. Zu bedenken ist in  d iesem Zu­

sammenhang,  dass die Anwaltschaft für G leichbehand lungsfragen in ih rem Kom­

petenzbereich gerade jenen Expertinnenstatus hat, den d ie zur Antragste I lung Be­

fugten aufweisen so l len .  
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5.4.2 .  Verfahrensänderungen,  die d ie G le ichbehand lungskommis­

s ion betreffen 

• Festlegung einer Begündungspflicht für das Arbeits- und Sozialgericht, 

wenn sich dieses mit einem Gutachten oder Vorschlag der Gleichbehand­

lungskommission nicht auseinandersetzt, durch Einführung einer entspre­

chenden verfahrensrechtlichen Bestimmung im Gleichbehandlungsgesetz . 

Wenn eine Partei e in  Gutachten a ls  Beweismittel vorl iegt und  der Richter/d ie Rich­

terin dies ignoriert ,  l iegt auch jetzt schon ganz genere l l  ein Verfahrensmangel vor. 

Mit einer ausd rückl ichen Regelung würden aber sowohl d ie Rechtsunte rworfenen 

in ihrem Bemühen,  Gutachten der G leichbehandlungsko mmission a ls  U nterstüt­

zung bei Gericht zu verwenden ,  gestärkt , a ls auch den Prüfungsergebn issen der  

Gleichbehand lungskommission im Gerichtsverfahren wesentl ich mehr Gewicht 

verl iehen . 

• Evidenz der Entscheidungen (Gutachten und Vorschläge) der Gleichbehand­

lungskommission im Rechtsinfomationsystem des Bundes ; Evidenz der ar­

beitsgerichtlichen Urteile zum Gleichbehandlungsgesetz . 

Damit wäre der jewe i ls a ktuel le Sta nd a rd samt Präzed enzentscheid ungen abruf­

bar. Wenn Arbeitgeberi nnen bzw. deren rechtl iche Vertreteri nnen sich bere its 

vorweg durch veröffentl iche Entscheidu ngen überzeugen könnten ,  welche Hand­

lungen bzw. Aspekte von e inem Arbeitsgericht oder der G le ichbeha nd lungskom­

mission als g leichbehand lungswidrig angesehen wurden  u nd we lche Verha ltens­

we isen bereits den Tatbestand einer sexuel len Belästig ung  erfü l len und schaden­

ersatzpfl ichtig machen , könnte rasch e ine Bewusstseinsänderung erfo lgen ,  die in­

nerbetrieb l iche Gespräche zwischen Betroffenen und Arbeitgeberi nnen erle ichtern 

würde ,  was wiederum zu einer Ent lastung der Gerichte und der G leichbehand­

lungskommission fü hren könnte . Auch wü rde e iner Conclud i ng Observation des 

CEDAW-Kommitees dad urch Genüge getan ( vg l  Bericht 2000,  S 18 f). 
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5.4. 3 .  Verfahrensänderu ngen d ie  Posit ion der Regionalanwälti n nen 

für Gle ichbehand lungsfragen betreffend 

Auf G rund lage der  Verord nung BGBI  Nr 341 /2000 wurden in den Bundes ländern 

Steierma rk und Kärnten Regiona lbüros der  Anwältin für G leichbehandlungsfragen 

eingerichtet. Sitz der B ü ros sind die jewe i l igen Landeshauptstädte. 

• Eine Stärkung der Ste l lung der  Regionalanwältinnen bezüg l ich i h re r  rechtl ichen 

Durchsetzu ng smög l ichkeiten vor der Kom mission ist erforderl ich . D ie Reg ional­

anwältinnen sol lten eigenständig ein Verlangen auf Überprüfung einer vermu­

teten Diskriminierung an die Gleichbehandlungskommission ste l len können .  

B isher  kann ein entsprechendes Verlangen nur  von der Anwält in für  G leichbe­

hand lungsfragen bzw. i h ren Ste l lvert reterinnen erhoben werden .  D ies schwächt 

d ie  Verhandlungsposition der Reg ionala nwä ltin nen gegenüber Arbe itgeberi nnen .  

Aufg rund der  Knappheit der  personel len Ressourcen in  der  Anwa ltschaft und ins­

besondere wegen des d u rch d ie Vorsitzvakanz entstandenen "Nachho lbedarfs" 

der G le ichbehand lungskommission wäre es d ringend erforderl ich ,  dass d ie Regi­

onalanwältinnen als Expertinnen ein prinzipielles Anwesenheits- und Fra­

gerecht bei  den Sitzungen der Gleichbehandlungskommission haben.  

5 .4.4.  Ausdeh n ung des Geltu ngsbere ichs des G le ichbehand lungs­

gesetzes 

• Die Anwendbarkeit des G leichbehandlungsgesetzes sol l te jedenfa l l s  für freie 

Dienstnehmerinnen, arbeitnehmerinnenähnlich Beschäftigte und "neue 

Selbständige" ausdrücklich festgehalten werden .  

Für  d iese ausd rückl iche Festste l lung der Anwend barkeit hat  s ich  der  Verfas­

sungsd ienst des Bundeskanzlera mts bereits i n  einer Ste l l ungnahme vom 

23. 7 . 1 998 ausgesprochen.  
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Namhafte Arbeitsrechtsexperten bejahen darüber h inaus ebenso wie d ie  Exper­

t innen i n  der Anwaltschaft fü r G le ichbehand lungsfragen d ie Anwendbarkeit des 

Gleichbehand lungsgesetzes auf d ie genannten Vertragstypen (vg l  Bern hard W .  

Gruber, Freier Dienstvertrag und Arbe itsrecht, i n :  ASoK 2000,  306 ff ;  Rene 

Sch ind ler, Arbeitnehmerbegriff - Abgrenzu ng und Schutzzweck, i n :  Resch (Hg) ,  

Scheinselbständ igkeit , Wien 2000 ,  28) .  

Da d ie G leichbehand lungsricht l in ie RL 76/207/EWG jedenfa l l s  auch auf arbeit­

nehmeri nnenähn l ich Beschäftigte a nzuwenden ist und das G leichbehand lungsge­

bot sogar für selbständig Ervverbstätige g i lt ( RL 86/6 1 3/EWG) ,  so l lte e ine d iesbe­

züg l iche Klarste I lung im G leichbeha ndlu ngsgesetz unbedingt erfolgen , zu ma l  

Rechtsanwenderi nnen h ier  erfahrungsgemäß große Unsicherheit zeigen .  

5.4 .5. Neuerlassung des G le ichbehand lu ngsgesetzes u nter 

sprachl ich gesch lechtergerechter Gestaltu ng 

I nsbesondere im H inb l ick auf den M in isterratsbesch luß vom 2 . 5 .200 1 , wonach dem 

geschlechtergerechten Sprachge brauch in  a l len Ressorts besonderes Augenmerk 

geschenkt werden sol l ,  erscheint es n icht verstä nd l ich , dass ausgerechnet das  

Gleichbehand lungsgesetz in  der  männ l ichen Sprachform ,  die led ig l ich d u rch e ine 

sogenannte Generalklausel re lativiert wird ,  formul iert ist .  

Vorgeschlagen wird daher ,  gesch lechtergerechte Formu l ierungen nach dem Vorbi ld 

des Bundes-Gleichbehand lungsgesetzes i n  die 6 . Nove l le  a ufzunehmen und d as Ge­

setz im Ansch luß daran wiederzuverlautbaren .  
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5.4.6 E inbeziehung von n i cht geschlechtsneutralen Ste I lenaus­

schre ibungen durch Arbeitgeberin nen (§ 2 c) i n  d ie  Verwal­

tu ngsstrafbesti m m u ng des G le ichbehand lungsgesetzes 

(§ 1 0  d) 

Das in § 2 c vera nkerte Verbot, Arbe itsp lätze nur  für Männer oder nur  für F rauen 

auszuschre iben (wobei nach den Ergebnissen der schon 1 994 veröffentl ichten E rhe­

bung der G le ichbehand l ungsanwaltschaft ca. 80% der gesch lechtsspezifischen Stel­

len inserate nur  an Männer gerichtet sind ) ,  hat Arbeitgeberin nen ebenso wie private 

Arbeitsvermitt leri nnen und das Arbeitsmarktservice als Ad ressant innen.  

Die m it dem Verbot verbundene Sankt ion (Verwaltungsstrafe von maximal  ÖS 5000.­

bzw. 360 , -- E u ro ,  verankert in  § 1 0  d)  g i lt aber nach wie vor nur für das Arbeitsmarkt­

service und d ie p rivaten Arbe itsvermittier innen,  n icht fü r Arbeitgeberi nnen ,  d ie sel bst 

Stel len ausschreiben.  

Eine Angle ichung d ieser untersch ied l ichen Behand lung von privaten Arbeitsverm ittle­

ri nnen einerseits und Arbeitgeberi nnen a uf der anderen Seite erscheint d ringend 

erforderl ich . 

So lange d iese gesetzl iche Verbesserung n icht durchgefü hrt ist, ist m it e iner  nach­

ha ltigen Bewusstseinsänderung bei Arbeitgeberinnen n icht zu rechnen.  

Um d iese Ang leichung im Rahmen der nächsten Novel le abzuwarten ,  übt d i e  

G leichbehand lungsanwaltschaft derzeit äußerste Zurückha ltung bei Sachverha ltsmit­

tei lungen an d ie  Bezi rksverwaltungsbehörd e n ,  wenn sie auf Inserate von Arbe its­

vermittieri nnen stößt , d ie dem G le ichbehand lungsgesetz n icht entsprechen .  

5.4.7.  Angle ichung der Fristen zur Geltendmachung von Schaden­

ersatzansprüchen (§ 1 Ob Abs. 1 )  

Derzeit bestehen je nach behauptetem Diskrim in ierungstatbestand d rei  untersch ied­

l iche Verjährungsfristen .  
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D ies führt zu einer Veruns icheru ng vor a l lem dann ,  wen n  sich e ine d iskrim in ierte 

Perso n auf mehrere Tatbestände des G leichbehand lungsgesetzes stützt. 

Zudem ist d ie dre ijährige Geltend machungsfrist fü r Schadenersatzansprüche im Fal­

le einer Entgeltd iskrim in ierung d u rch Ko l lektivverträge a bd ingbar. 

D iskrimin ierung bei m  Entgelt  ist nach wie vor der e inzige Tatbestand im G leichbe­

hand lungsgesetz, bei dessen Verletzung d ie finanzie l len Folgen für den Arbeitge­

ber/d ie Arbeitgeberl n - wie vom EuGH hinsichtl ich der Schadenersatzrege l u ngen 

gefordert - abschreckend und wi rksam se in können .  Dies insbesondere dann,  wenn 

mehrere oder  viele Frauen innerha lb e ines Betriebes betroffen s ind . 

Durch eine Beibehaltung der Abd ingbarkeit der d re ijährigen Verjährungsfrist d u rch 

Ko l lektivvertrag ü ber d ie nächste Novel le h inaus würde  die Wirksam keit der Rechts­

fo lge bei d iesem Tatbestand gefährdet. 

Darüber h inaus könnte e ine Abd ingung in  Branchen,  in  denen trad it ionel lerweise 

viele Frauen tätig s ind ,  nach Ansicht n icht nu r  der G leichbeha nd lungsanwaltschaft zu 

einer mitte lbaren Diskrim in ierung d urch Ko l lektivvertrag führen .  D iese Gefahr  e ines 

"Rückfa l ls" h inter d ie Mitte der 80er Jahre sol lte d u rch Streichung der Abd ingbarkeit 

der d reijährigen Verjä hrungsfrist vermieden werden .  

A ls  vordring l ich s ieht es d ie  G leichbehand l ungsanwaltschaft auch an ,  d ie  kurze Ver­

jährungsfrist von sechs Monaten bei sexue l ler Beläst igung a m  Arbeitsp latz zu ver­

längern ,  da  es i n  vielen massiven Fäl len den betroffe nen Frauen u nd Mädchen n icht 

zugemutet werden kann ,  in S ituationen ,  in denen sie sowoh l  psychisch als auch e­

motiona! am .A.rbeitsp !atz sehr unte r  Druck geraten ,  gegen den Arbeitgeber bzw. den 

Belästiger (oder beide i n  e iner Person)  rechtl iche Schritte zu unternehmen . Zudem 

ist wissenschaftl ich unumstritten ,  dass nach Traumatisierungen info lge von E rfah­

ru ngen sexuel ler Gewalt und Verletzungen der persön l ichen I ntegrität oft ein Zeit­

raum von über e inem Jahr  verstreicht, bis Betroffene in  der Lage s ind , das  Vorgefa l ­

lene zu benennen und aufzuarbeiten .  Die gesetzl iche Anerkennung d ieses Faktums 

würde d ie S ituation der Betroffenen und d ie  Arbeit der G leichbehand l u ngsanwalt­

schaft erleichtern . 
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Angeregt wird die Vere inheit l ichung der Geltend machungsfristen für sämtl iche Scha­

denersatzansprüche nach dem Gleichbehandlungsgesetz auf ei nen Zeitraum von 

d rei  Jahren und der Entfa l l  der Abd i ngbarkeit du rch Ko l lektivverträge. 

5 .5 .  Aktive G le ichste l l u ngsgesetzgebung a ls  Zu ku nftsperspektive 

für d ie  Weiterentwickl u ng des Gle ichbehandlu ngsgesetzes 

I m  Jun i  2001 fand in Stockholm aus Anlass der schwed ischen EU-Präsidentschaft 

e ine grosse "Euro pean Law Conference" statt, bei der E ntwicklungen und Zukunfts­

perspektiven in versch iede nen Rechtsbereichen zur Diskussion standen.  

E ines von insgesamt v ier  Workshops für  Spezial ist innen war dem Thema "Women's 

Equal ity and the new Anti-D iscrim ination Directives" gewid met. 

An d iesem Workshop hat d ie Leiteri n der Anwaltschaft für G leichbehand lungsfragen 

te i lgenommen und wicht ige Informatio nen darüber erhalten ,  welche Rechtsstrategien 

a uf internationa ler  Ebene d iskutiert werden ,  um D iskrim in ieru ngsschutz und beson­

dere Unterstützung für benachte i l igte G ruppen sicherzustel len ,  dabe i  aber das Ziel 

der G leichste l lung der Gesch lechter - in der jewei ls n ichtd iskrimin ierten Mehrheit 

ebenso wie in  den d iskrim in ierungsgefährdeten G ruppen und Minderheiten - n icht 

aus den Augen zu verl iere n .  

Besonders interessant war d e r  Vortrag des engl ischen Menschenrechtsexpe rten 

Christopher McCrudden ,  der  fünf Rechtsepochen auf dem Weg zur Gleichstel­

lung formu l ierte: 

"Equality as Rationality" entsp richt der Auffassung von G leichheit ,  wie sie in  der 

europä ischen Aufklärung oder etwa in den Worten "der Mensch ist frei und g le ich 

geboren" zum Ausd ruck kommt. 

Das "Individual Justice Model" entspricht dem Rechtssta ndard des G leichbehand­

lungsgesetzes von 1 97 9 ,  d u rch das von Diskrimin ieru ng Betroffenen das persönl iche 

Beschwerde- und Klagerecht eingeräumt wurde .  
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Das " Group Justice M odel" ist i n  Österreich durch d ie  Anwaltschaft für G leichbe­

hand lungsfragen a ls staatl iche E inrichtung zur Umsetzu ng des Menschenrechts auf 

Gleichste l lung vertreten ,  wobei ihre Ausstattung mit entsprechenden rechtl ichen 

Mög l ichkeiten (z. B .  Antragsrecht nach § 54 Abs .2  ASGG )  noch aussteht. 

" Equality as Recognition" meint einen Übergang : Weg vom G rund satz der G leich­

beha nd lung von Frauen und Männern in a l len Situationen u nd u nabhängig von der  

Ausgangssituation und den Rah menbed ingungen, h in  zum Z ie l  der Ergebnisg le ich­

heit im Wege über die rechtl i chen Mittel der G leichste l lung . 

Kleine Ansätze h ierzu g ibt es in  e in igen G le ichbehand lungsgesetzen des öffent l ichen 

Bereichs, das G leichbehandl ungsgesetz kennt d iese Rechtsentwicklung  a bgesehen 

von einer u ngenützten Kann-Bestimmung über betriebl iche G leichste l lungsmass­

nahmen noch n icht. 

"Equality as Participation" sch l iessl ich meint verwirkl ichte G leichste l l ung in  der 

praktischen Erschein ungsform der g leichberechtigten und m it g le ichen Ressou rcen 

ausgestatteten Pa rtizipation beider Geschlechter in  a l len Bereichen der Gesel lschaft .  

I n  der internationalen Rechtsd iskussion beg innt sich mehr und mehr d ie  E rkenntnis 

zu fo rmen ,  dass G leichste l lung zwischen den Gesch lechtern m it den M itte ln  des her­

kömmlichen Diskrimin ierungssch utzes,  wie er für aufgrund von Merkmalen oder 

Hand icaps benachtei l igte Gruppen und Minderheiten erforderl ich ist, n icht gel ingen 

kann.  

Daher geht d ie D iskussion in  Richtung "Proactive Legislation" , also aktive G le ich­

ste l lungsgesetzgebung. Aktive Gleichstellungsgesetzgebung als legislative Me­

thode, um die vierte und fünfte Stufe der Rechtsentwicklung in Richtung 

Gleichstellung der Geschlechter erreichen zu können. 

Aus Sicht der Anwaltschaft für Gleichbehand lungsfragen wäre es h i lfre ich ,  für d ie  

Weiterentwicklung des  Gle ichbehand lungsgesetzes,  d ie ü ber kurzfristigen Anpas­

sungsbeda rf h inausgeht, d ie internationa le Rechtsd iskussio n durch e ine D iskussion 

auf Expert i nnenebene i n  Österreich nutzbar zu machen.  
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1 1 .  

Tätigkeitsbericht 

der 

Gleichbehandlungsko m m ission 

2 0 0 1  
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Durch d ie Änderung des B undesmin isteriengesetzes 2000 ,  BGBI .  I N r. 1 6/2000 ,  

wurden d ie  Angelegenheiten der G le ichbehand lungskom mission per  1 .  Apri l  

2000 aus  dem Wirkungsbereich des  Bundeskanzleramtes in  jenen des  Bundes­

min isteriums für sozia le S icherheit und Generationen übertragen .  

I m  Jahr  2 0 0 1  wurden b i s  zum Stichtag 3 1 . Dezember 2001  i n  5 Sitzungen insge­

samt 1 2  Fäl le behandelt .  3 Einzelveriahren wu rden mit Prüfungsergebnis­

senNorschlägen abgeschlossen .  3 der  i m  Verlauf des Jahres 2001  anhängig ge­

wesenen Anträge wurden in verschiedenen Verfahrensstad ien zurückgezogen . 

22 neue Anträge wurden 2001  eingebracht, der Großtei l  davon bezog sich auf Be­

schwerden  wegen sexuel ler Belästigung ,  der Rest auf E instel l ungs- ,  und Aufstiegs­

diskri m in ieru ngen ,  sonstige Arbeitsbed ingungen,  Diskrim in ierung bei Beend igung 

des Arbeitsverhältn isses sowie die Erste l lung eines G utachtens gemäß § 5 GBG 

zum Thema "Sex istische Werbemateria l ien" .  

Frau Maga.  Petra SM UTNY hat m it 3 0 .  Juni 2 0 0 1  den Vorsitz i n  der  G leichbe­

hand lungsko mm ission zurückgelegt. Mit Schre iben vom 1 8. Dezem ber 2001 

wurde  das Anhörungsverfahren der Sozia lpartner zur Bestel l ung e iner neuen 

Vo rsitzenden eingeleitet. 

Auf G rund e iner Regierungsvorlage wurde im Herbst 200 1 das Gleichbehand­

lungsgesetz geändert ( B G B I . Nr. I 1 29/200 1 ) . Einerseits wu rde  d ie b is dato eh-

- _ _ _ _  . 1 : _ 1-. _  \ , � � � ;  .. .....I',", h �, , ..... ..... rI ,  , .. ,..h e i n e !n R " n r1 Q c hor1 io n ctptp/n n l l rrh rl 'l �  " /1;';' n  I t l l d l l l l l l l.J l l C  v V I  ;:' l lLI U I I I  U I I� U U I  v i  I \",ot l l  1 '-" / 1 I ....., \,.a l l '-'  ....... .... n..,, _ ..... . _ • .  _ ,, _  ... _ ,  . •  _ _  , _ • .  _ , � !'.. ........ I :::J -

l ichkeit der DienstfreisteIlung bei  vo l len  Bezügen ersetzt . Daneben wu rde eine 

Stellvertretung für d ie vorsitzfüh rende Person geschaffen und e ine Regelung 

zur KlarsteIlung der fristenhemmenden W irkung von von der Anwältin für 

Gleichbehand lu ngsfragen eingebrachten "Verlangen" und amtswegig e ingele ite­

ten Verfahren der GBK eingefüh rt. 

Sitzungen der G leichbehand lungsko m mission fanden statt am:  

24. Jänner, 5 .  März, 28 .  März,  1 8 . Apri l  und 30 . Ma i 200 1 
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Auf Grund der  geringen Anzahl der abgesch lossenen Fäl le wurde  keine d u rch­

schn ittl iche Verfahrensdauer errechnet. 
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1 1 1 .  

Bericht 

des B u ndes m i n isteri u ms fü r 

Wi rtsch aft u n d Arbeit 

ü ber  d ie Weitere ntwi ckl u ng 

des G le i c h behan d l u n gsgesetzes 

r'\ r.. r.. .A 

L U U I 
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G LEIC H BEHANDLUNGSGESETZ 

1 .  Novel len zum G leichbehand lungsgesetz 

I m  Jahr  2001 wurde  das G leichbehand lungsgesetz zweimal  novel l iert .  

M it dem 1 .  EU RO-U mste l lu ngsgesetz, BGB I .  I N r. 98/200 1 ,  wu rden in Art. 1 38 d ie im 

G le ichbehand lungsgesetz vorgesehenen Schi l l ingbeträge d u rch EU RO-Beträge er­

setzt. Bei der  Strafbestimmung bei  Verletzung des Gebotes der gesch lechtsneutra­

len Stel lenausschreibung erfolgte d ie Umrechnung wie bei den Strafbestimmungen 

in  al len Gesetzen entsprechend der a l lgemeinen Umrechnu ngsformel . Beim Scha­

denersatzanspruch wegen sexuel ler  Belästigung wurde  e ine exakte Umrechnung 

vorgenommen (statt ATS 5 .000 ,--: € 363,40) ,  da  es sich um einen Schadenersatz­

anspruch und keine Vervva ltungsstrafe handelt und d ie a l lgemeine U mrechnungs­

formel zu e iner Red uzierung des Betrages geführt hätte . 

M it Bundesgesetz BGB! .  I Nr. 1 29/2001  erfolgte eine Neuregelung der  rechtl ichen 

Ste l lung der/des Vorsitzenden der G le ichbehand lu ngskommission ,  insbesondere 

d u rch ze itl iche Freiste l lung bei  vol len  Bezügen ,  zur  Ermög l ichung der  Besch leu­

n igung der Verfa hren vor der G leichbehand lungskommission und d ie  Schaffung ei­

ner Ste l lvertretung aus Gründen der Verfahrensökonom ie .  

2 .  Nächste Nove !!e z u m  � Ieichhp.hand lunasaesetz 

Die i m  Jahr 1 999 geführten Sozia lpartnergespräche über e ine umfassende Nove l l ie­

rung des G le ichbehand l ungsgesetzes wurden im Frühjahr  200 1 wieder aufgenom­

men.  Es wurde  vereinbart, vor der Fo rtsetzung der  Sozia lpartnergespräche d ie  Ent­

wickl ung auf EU-Ebene, insbeso ndere d ie Änderung der RL 76/207/EWG des Rates 

zur Vervvirkl ichung des G rundsatzes der G leichbehand lung von Frauen und Männern 

h insichtl ich des Zugangs zur Beschäftigung ,  zur Berufsbi ldu ng und zum berufl ichen 

Aufstieg sowie in Bezug auf die Arbeitsbed ingungen (G leichbehand lungsricht l in ie) ,  

abzuwarten.  
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I nha lt der Sozia lpartnergespräChe waren und s ind d ie Anpassung an das EU-Recht 

(U msetzung der Richtl in ien und EuGH-Jud ikatu r), sonstige Verbesserungen des  ma­

teriel len Rechts ( insbesondere Beweisma ßerleichterung auch bei  sexue l ler Be­

lästigung und Maßnahmen zur Verstärkung des Schutzes vo r D iskrim i n ierungen)  und 

d ie  Verbesserung der Verfa hrensvorsch riften (sowo hl im  Verfahren vor der  G leich­

behand lungskommission a ls auch im arbeitsgerichtl ichen Verfahren) .  

VOLLZIEHUNG DES G LEIC H B E HAND LUNGSG ESETZES 

DURCH D IE G E R IC HTE 

Verletzungen des G leichbehandlu ngsgebotes können nicht nur  bei der  G leichbe­

handlungskommission ,  sondern unm itte lbar bei Gericht geltend gemacht werden ,  

wobei G le ichbehand lungskommission und Ge richt una bhängig voneinander angeru­

fen werden können.  Von der Mögl ichkeit der gerichtl ichen Geltendmachung des An­

spruches auf Gle ichbehand lung wird aber i n  der Praxis re lativ se lten Gebrauch ge­

macht. 

Eine systematische Erfassung der zum G leichbehand lungsgesetz ergangenen Ent­

sche id ungen l iegt n icht vo r. Dem Bundesm in ister ium für W irtschaft und Arbe it s ind 

fo lgende Entscheid ungen aus dem Jahr 200 1 bekannt: 

1 .  Diskriminierung beim beruflichen Aufstieg und bei den sonstigen Arbeitsbe-

di ngungen (§ 2 Abs . 1 Z 5 und 6) 

ASG Wien 29 Cga 2 1 8/00s vom 6 .  August 200 1 : 

Das Gericht hat m it d iesem U rtei l  das Vorl iegen e iner versch lechternden Versetzung 

nach dem Karenzurlaub einer Arbeitnehmerin gem .  § 1 0 1 Arbeitsverfassungsgesetz 

verneint .  W i rd nach der Ka renz d ie Arbeitszeit e iner Arbeitnehmerin  auf ihren 

Wunsch verkürzt und ih r  e in  Arbeitsplatz im Chefsekreta riat zugewiesen , l iegt nach 

Ansicht des Gerichtes keine verschlechternde Versetzung vor, da sie a uf G rund ihre r  

Treuepfl icht verha lten ist, Änderungen des  Aufg abengebietes in e inem zumutbaren 

Rahmen i n  Kauf zu nehmen .  
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Es l iegt nach Ansicht des Gerichtes auch keine unmitte lbare oder mitte lbare D iskri­

mi n ierung nach dem Gleichbehand lu ngsgesetz vor, da d iese nur  dann  vorl iegt, wenn 

d ie benachte i l igende Differenzierung ohne sachl iche Rechtfertigung vorgenom men 

wird .  Davon kö nne nicht d ie Rede sei n ,  wenn der Entzug der b isherigen Tätig keit 

und Zuweisung einer anderen n icht aus unsachl ichen Motiven geschah ,  sondern 

notwend ig war, um der Arbeitnehmerin  d ie gewünschte verkürzte Arbeitszeit ,  auf d ie  

s ie  nach Ausschöpfung des Karenzurlaubes keinen gesetzl ichen Anspruch hatte , 

ü berhaupt zu ermögl ichen. 

Das U rte i l  wurde  vom OLG W ien bestätigt (8  Ra 5/02 t vom 20. Februar 2002) .  

Gegen das U rte i l  wurde Revis ion a n  den OGH erhoben; es ist  somit  noch n icht 

rechtskräftig . 

2. D is kriminierung wegen sexueller Belästigung (§ 2 Abs. 1 a und 1 b) 

a) OGH 9 ObA 3 1 9/00b vom 1 0.Jän ner  200 1 : 

Der OGH hat in  Bestätigu ng des U rte i ls des OLG Wien vom 20.  September 2000,  

7Ra 202/00b ( s iehe Bericht für 2000 ) festgestel lt , dass sexuel le Belästigung e in  d ie 

Würde einer Person bee inträchtigendes, unerwünschtes und anstößiges Verhalten 

ist,  das  e ine sofortige E ntlassung rechtfert igt und d ie Weiterbeschäftigung auch dann 

unzumutbar macht, wen n  der Arbeitnehmer während der  Kündigungsfrist a n  e inen 

anderen Arbeitsplatz versetzt werden  könnte. 

b) OGH 9 ObA 1 5/0 1 Y vom 1 4. März 200 1 : 

Der OGH hat in  Bestätigung des U rte i ls  des OLG I nnsbruck vo m 1 9 . September 

2000, 1 5  Ra 87/00g, festgeste l lt ,  dass bei der Beurte i lung des Vo rl iegens eines Ent­

lassungsgrundes e in o bjektiver Maßsta b a nzu legen ist und es d aher n icht entschei­

dend ist ,  ob d ie vom Kläger sexue l l  belästigte Arbeitnehmerin  d ie Ent lassung des 

Klägers wo l lte . Wesentl ich ist , dass für den Arbeitgeber die Unzumutbarkeit der Wei-
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terbeschäft igung bestand . E s  bed urfte , wei l  dem Entlassungstatbestand des § 82 

l i t .  g Gewerbeord nung das E lement der Beharrl ichkeit feh lt , auch keiner Ermahnung .  

c) OG H 9 ObA 1 63/0 1 p vom 1 1 . Ju l i  200 1 : 

Der OGH hat mit d iesem U rtei l ,  das auf Grund e iner Entlassungsanfechtung ergan­

gen ist, zur Frage der sexuel len Belästigung grund sätzl ich ausgeführt, dass der Be­

klagte dad urch,  dass er keineswegs m it Einsicht auf d ie Zurückweisung seiner Zu­

dringl ichke iten reag ierte ,  sondern damit ,  dass er der Betroffenen d rohte , er werde  s ie 

künd igen,  wenn sie sich über ihn beschwere , e ine einschüchternde, feindse l ige und 

demütigende Arbe itsumwelt geschaffen hat .  

d )  ASG Wien  1 7  Cga 201  /99y vom 31 . Jänner 200 1 : 

Das Gericht hat mit d iesem Urtei l  festgestel l t ,  dass e ine Diskrimin ierung a uf Gru nd 

des Gesch lechtes auch vorl iegt, wenn der Arbeitgeber es schuld haft unte rlässt, e ine 

auf Grund gesetzl icher Best imm ungen,  Normen der ko l lektiven Rechtsgesta ltung 

oder des Arbe itsvertrages angemessene Abhi lfe zu  schaffen ,  wenn der  Arbeitneh­

mer d urch Dritte sexuel l  belästigt wird . Schu ldhaftes ,  zumindest fahrlässiges U nter­

lassen der angemessenen Abhi lfe des Arbeitgebers setzt zwingend d ie  Kenntnis des 

Arbeitgebers von der sexuel len Belästigung voraus .  Hatte der  Arbeitgeber keine 

Kenntn is,  trifft ihn auch ke in  Verschulden am U nterlassen der Abhi lfe . Die M itte i lung 

an Kol legen,  auch wenn es s ich um den Leiter der Abtei lung handelt ,  kan n  e ine ent­

sprechende I nfo rmrltio n des Arbeitgebers n icht ersetzen. 

Der gegen das Urtei l  erhobenen Berufung wurde  n icht statt gegeben .  

Es wurde Revision an den OGH erhoben; das Urtei l  ist somit noch n icht rechtskräftig . 
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GLEIC H B E H A ND LUNG VON FRAUEN UND M ÄNNERN 

IM EU-RECHT 

Vorschlag zur Änderung der  RL 76/207/EWG über d ie  Verwirkl ichung des G rund­

satzes der Gleichbehand lu ng von Frauen und Män nern h insichtl ich des Zuga ngs zur 

Beschäftigung, zur Berufsb i ld ung und zum berufl ichen Aufstieg sowie in Bezug auf 

d ie Arbeitsbed ingungen 

Im Jahr  2001  wurde  auf e u ro päischer Ebene der Vorschlag der  Kommission für e ine 

Änderung der  RL 76/207/EWG über d ie  Verwi rkl ichung des G rundsatzes der G leich­

behandlung von Männern u nd Fra uen h insichtl ich des Zugangs zur Beschäftig u ng ,  

zur Berufsbi ld ung und zum berufl ichen Aufstieg sowie i n  Bezug auf d ie  Arbeitsbed in­

gungen ("G leichbehand lungsricht l in ie")  verhandelt .  

Wesentl icher Zweck d ieses Vorschlags der Komm ission war, e in  besti mmtes Maß an 

Kohärenz mit den Anti-Diskrim in ierungsricht l in ien aus dem Jahr 2000 

(RL 2000/43/EG zur Anwend ung des G le ichbehand lungsgru ndsatzes o hne U nter­

schied der Rasse oder eth n ischen Herkunft und 2000/78/EG zur Festlegung e ines 

a l lgemeinen Rah mens für d ie  Verwirkl ichung der G leichbehand lung in Beschäftigung 

und Beruf) herzuste l len u nd d ie J ud ikatur des EuGH im Wesentl ichen zu ü berneh­

men.  

Dabei  g ing es um fo lgende Inha lte : 

a )  d ie Defin it ion der d i rekten und ind i rekten Diskrim inierung; 

b)  den Tatbestand der g esch lechtsspezifischen Belästig u ng und sexuel len Beläs­

tigung a ls Spezia ltatbestand , d ie beide a ls  Diskrim in ierung anzusehen s ind ; 

c) gerechtfertigte U ngleichbehand lung auf G rund berufl icher Anfo rderungen,  wie es 

bereits in den Antid iskrim in ierungs-Richtl in ien vorgesehen ist; 

d) Rückkehrrecht an denselben oder vergle ichbaren Arbeitsp latz nach dem M utter­

schaftsurlaub u nd in jenen Staaten ,  d ie e ine vergle ichbaren Urlaub für Väter bzw. 

nach der Adoption vorsehen, d ie Gewährleistung der  selben Rechte wie fü r M üt­

ter; 
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e) E inführung positiver  Maßnahmen durch d ie  M itgl iedstaaten ;  

f )  der  grund sätzl iche Entfa l l  f ü r  (unter b estimmten Voraussetzungen zu lässige) Scha-

denersatzo bergrenzen; 

g) d ie Mög l ichkeit e iner echten Verband sklage; 

h) e in Viktimierungsverbot entsprechend den Antid iskri min ie rungs-Richtl in ien ;  

i )  E infü hrung e iner oder mehrerer unabhängiger Stel len zu r Förderung der  G leichbe­

hand lung;  

j )  Best immungen betreffend d ie Förderungen des sozia len Dia logs sowie des Dia logs 

m it N RO entsprechend den Antid iskri min ierungs-Richtl in ien ;  

k)  Förderung,  Ü berwachung des G leichbehandlungsgrundsatzes d u rch Sozia lpartner 

auf betrieb l icher Ebene. 
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Praxiste i l  
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